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Die Anträge,

die der Ausschuß des Großdeutschen N eform vereins der hochverehrten 
Versam m lung vorzulegen beschlossen hat, lauten wie fo lg t:

1) D er Großdeutsche V erein  erkennt in  dem Vorgehen D änem arks, welches 
eine völlige T rennung S c h le sw ig s  von Holstein herbeiführen und ersteres zu einer 
Dänischen Provinz machen w ill, eine wesentliche Beeinträchtigung der Rechte 
Deutschlands.

2) D er  Großdeutsche V erein  spricht die E rw artung a u s, daß alle deutschen 
Regierungen und insbesondere auch die hannoversche Regierung diesem Vorgehen  
energisch entgegentreten werden, anerkennt m it Dank die Schritte, welche zu diesem 
Zwecke bereits geschehen sind, und wird a u s  voller Ueberzeugung die Bestrebungen 
unterstützen, welche die von Dänem ark gefährdeten deutschen Rechte in  Sch lesw ig- 
Holstein zu schützen geeignet sind.

3) D er Großdeutsche V erein  findet in  dem Versuche D änem arks, sich seinen 
Pflichten gegen Deutschland zu entziehen, eine erneuerte V eranlassung, auf die 
Rothwendigkeit einer B undesreform  hinzuweisen, welche insbesondere die Herstellung 
einer auf die K riegsverfasiung des deutschen B u n d es gestützten einheitlichem und 
schlagfertigem M ilitairorganisation  der Bundesstreitkräfte in s  A u ge fassen wird. 
Er ist der Ueberzeugung, daß a ls  nothwendige Grundbedingung zu einer solchen 
O rganisation die Streitkräfte der deutschen M ittel- und Kleinstaaten zu einem  
selbstständig und einheitlich bewegbaren Armeekörper zusnmmengefaßt werden müssen, 
und wird allen  in dieser Richtung vorgehenden M aßnahm en deutscher Regierungen  
seine ganze T heilnahm e widm en.

Meine Herren!
E s ist seit 1 4  bis 1 5  Jah ren  so vielfach über die schleswig

holsteinische Frage geredet, geschrieben und gedruckt worden, daß man 
fast den M itth  verloren hat, über dieselbe noch einmal etw as zu hören 
oder gar zu sagen. W en n  der Ausschuß dennoch diese Frage wieder 
ausgenom m en und w enn er mir den A uftrag gegeben hat, die eben 
verlesenen A nträge zu begründen, so geschah das, wie ich vermuthe, 
deshalb, w eil ihm weniger daran lag , die verschiedenen Aktenstücke 
in  ihrer Vollständigkeit hier vorgelegt zu sehen, a ls  vielmehr daran, 
von  einem g e b o r n e n  Sch lesw ig-H olstein er Aeußerungen über das
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Schicksal seines Heimatlandes zu vernehmen. Ich bin geboren in 
Flensburg, jener lieblichen Stadt im hohen Norden Deutschlands, 
die man in den letzten Jahren häufig eine dänische genannt hat, und 
die, wenn sie dänisch wäre, nur beweisen würde, wie sehr sie in Folge 
der Copenhagener Politik ihre ursprüngliche Natur verloren hat. 
Denn während ich dort lebte, war sie deutsch; es redete dort damals 
alle Welt deutsch, hochdeutsch oder plattdeutsch; kein Mensch sprach 
dänisch; ich selbst bin nicht im Stande, auch nur einen einzigen Satz 
in dänischer Sprache vorzubringen. Die Schulen waren deutsch; in 
den zahlreichen Kirchen mit einer einzigen Ausnahme ward deutsch 
gepredigt; in der „dänischen Kirche" ward gar nicht gepredigt, son
dern aus Mangel an Zuhörern der Gottesdienst regelmäßig ausgesetzt. 
Ebenso war die Gerichtssprache deutsch. Und in Verbindung mit 
dieser deutschen C u l t u r  Gewerbe, Handel und Schifffahrt der 
Stadt in hohem Grade blühend. Ich darf demnach wohl trauern 
im Namen meiner Heimat, wenn dies Alles gegenwärtig aufs schmach
vollste zu Grunde theils schon gegangen ist, theils noch immer mehr 
zu Grunde gerichtet wird — wenn allmälig die hinausgedrängte 
alte angelsächsische Bevölkerung durch entziehende Dänen ersetzt wird. 
Jndeß nicht allein um diese Gefühle handelt es sich. So groß die 
Trauer um den von Fremden betretenen und zerwühlten heimatlichen 
Boden auch sein mag: Sie sollen nicht uns helfen aus Mitleid mit 
uns, sondern aus Rücksicht auf Sich; aus Rücksicht auf den Scha
den, den Deutschland erleidet, wenn die Cultur, die es seit einem 
Jahrtausend nach Norden trug, jetzt verschmäht, mit Füßen getreten, 
zttrückgeworsen und ein Land, welches so umfassende Merkzeichen 
deutschen Lebens ausweist, jetzt zunächst von seinem Bruderlande Hol
stein, eben damit aber auch von seinem Mutterlande Deutschland völlig 
losgelöst wird.

Der Ausschuß hat, um die Sache anzuregen, drei Anträge ge
stellt, nicht etwa in der Absicht, um den Gedanken auszttsprechen, 
als sei Schleswig ein verlorner Posten, für den man im besten Fall 
nur Worte habe, dann aber seinen LieblingSgedattken: die T r i a s  
warm zu vertreten, sondern weil es allerdings nah lag, zu bemerken, 
wie jetzt die deutsch-dänische Frage, ähnlich wie im Jahre 1848, uns 
in schmerzlicher Weise darauf hinweist, daß dem Auslande gegenüber 
Deutschland noch heute, im Jahre 1863, nicht einflußreicher und 
mächtiger ist, als damals. Jede That, die von einem Menschen ver-
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langt wird, ist geeignet, zu Selbstbetrachtungen ihn zu veranlassen. 
Dasselbe gilt von ganzen Staaten. Dasselbe gilt von Deutschland. 
Es hat Ursache sich zu fragen wie es kommt, daß auf seinen Willen so 
wenig gegeben wird.

Es ist der dritte Punkt unseres Antrages, der einen Wink 
enthält zur Beantwortung dieser Frage. Die Schuld unserer That- 
losigkeit — denn Ohnmacht darf ich diesen Zustand noch nicht nennen 
— trägt der unselige D u a l i s mu s ,  eine Krankheit, die nicht etwa 
erst in den letzten Jahren entstanden ist. Diese Krankheit ist viel
mehr leider recht alt. Namentlich seit dem 16. Jahrhundert nimmt 
sie immer größere Dimensionen an. Was ursprünglich sein sollte 
eine Wiedergeburt des kirchlichen, sittlichen, geistigen Lebens der deutschen 
Nation, das ward in schlechten Händen leider nur zu oft eine schlimme 
Gelegenheit theils zu „anderweiten," d. H. ans Ausland gerichteten, 
„Anlehnungen," theils gradezu zum Annectiren fremden Gutes. Ja 
meistens ist beides mit einander verbunden. Die gegenwärtige Politik 
Frankreichs ist in keiner Weise etwas Neues.*) Seine „traditionelle 
Politik," die noch immer lebt und kräftig sich erweist, war schon 
vollständig vertreten in Heinrich II., Heinrich IV., Richelieu, Ludwig 
X IV . und Napoleon I. Diese Männer nennen, was sie in Deutsch
land angeblich schützen wollen, je nach den Umständen bald Pro
testantismus, bald Freiheit, aber daheim zeigten sie weder zu dem 
einen noch zu der ändern bedeutende Zuneigung. Den Moritz von 
Sachsen, der mit Heinrich II .  verbündet war, so wie die Männer 
Deutschlands, die mit Heinrich IV., Richelieu und Ludwig X IV . im 
Bunde standen, hat freilich, wie es scheint, die deutsche Presse fast 
vergessen — dem Erben der Politik dieser Männer dagegen, dem 
Manne, der ebenfalls stark war in fremdländischen Anlehnungen, die 
er bald im Osten, bald im Westen suchte und fand, — dem huldigt 
sie noch immer.

Meine Herren! Es thut mir leid, es sagen zu müssen: wir 
stub mehr oder weniger wohl alle in einer Zeit erzogen worden, wo 
es noch Mode war, Friedrich „den Großen"  zu nennen, und 
unter und mit diesem Namen ihn zu preisen z auch wird sein Talent 
und seinen Geist Niemand in Abrede stellen wollen. Leider aber

*) Bergt. D r .  J o h . J a n s s e n : Frankreichs Rheingelüste und deutsch-feindliche Politik 
in früheren Jahrhunderten. Frankfurt. Chr. Hermann. 1861 .
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giebt es verschiedene Geister au f E rden, und der Geist des D espo 
tism u s ist nicht der Geist der H u m an itä t; der Geist, der nach frem
der A nlehnung schmachtet, nicht der Geist der ächten V aterlandsliebe. 
W a s  h a t n un  Friedrich g ethan? W it wem führte er feine Kriege? 
W em  nahm  er feine L änder?  Wessen B lu t  w ar es, das er vergoß? 
Ich habe noch Keinen gesprochen der geleugnet hätte, daß es wesent
lich deutsches B lu t  w ar, das er stießen machte —  feine Kriege w aren 
B ü r g e r k r i e g .  D a fü r  haben f r a n z ö s i s c h e  Schriftsteller ihn ge
priesen und w ir haben diesen theuer bezahlten W eihrauch in  unserer 
naiven Ehrlichkeit fü r baare M ünze genommen. W ir  haben das 
Lob übersetzt, gekauft und nachgeschwatzt. Und w ir thun  zum großen 
DH eil das noch heute. T h u n  es, obwohl Friedrichs eigner V ater
gesagt h a tte : „ D a s  muß ein C ujon von einem deutschen Fürsten
sein, der es mit Frankreich g e g e n  d a s  K a i s e r h a u s  hält und  ich 
selbst müßte auch einer sein, wenn ich es thä te ." —  T h u n  es, ob
w ohl Friedrich, Frankreichs Angebot zum B unde nicht m al abw artend, 
demselben zuvorkam, und, im vollen Bew ußtsein dessen, w as er tha t, 
hinzu fetzte: „Ich s p i e l e  für Sie; w e n n  d a S  Gl ü c k  m i r  
l ä c he l t ,  so t h e i l e n  w i r  — je  vais je  crois jo u e r votre je u ; 
si les as me viennent, nous partagerons." *) —  T h n n  es, obwohl 
ganze S e ite n  von Aeußernngen Friedrichs I I .  au s  seinen Werken 
sich ausschreiben ließen, in welchen er —  natürlich in f r a n z ö s i s c h e r  
Sprache —  immer auss Neue theils seine Besorgniß ausspricht, daß 
das Elsaß den Franzosen von Deutschen könnte entrissen werden,
theils sogar sich rühm t, daß e r  es sei, der die Rückgabe des Elsaß
und Lothringens v e r h i n d e r t ,  der f ü r  F r a n k r e i c h  diese Länder 
g e r e t t e t  habe.**)

*) Friedrich der Große. Eine Lebensgcschichtc von F. D. F. Preuß I, 172.
**) Hier nur einige dieser Aeußernngen aus Oeuvres postumes de Frederic II., 

roi de Prusse.
I, 285: ,.11 fallait empécber, que les Franyais n e fussent chassés 

d’Allemagne.“
II, 32: But (des Autrichiens) . . .  de reprendre la Lorraine.“
II, 69: „Enfin qu’est ce, qui excite å present la  reine de Hongrie å

presser les Franpais avec tant d’ardeur, si ce nest l’espérance de 
r e c o n q u é r i r  l ’A l s a c e ,  l a  L o r r a i n e . “

II, 76: „Les succes des armées autricliiennes en Alsace l’obligérent le
Roi bientot å se déclarer c o n t r e  l a  r e i n e  de  H o n g r i e .
L ’alliance des Prussiens était tout ce qu’il pouvait arriver alors 
de plus avantageux å la  F r a n c e . “

II, 152: „La guerre de Boheme ne s’étoit faite que pour s a u v e r  1’Alsace 
(Elsaß für Frankreich zu retten)."



7

D a s  ist ein vollständiger Götzendienst.
S o  lange wir diesen Götzendienst nicht aufgeben, wird der 

großdeutsche Verein nichts, durchaus gar nichts ausrichten. S o  lange 
sind wir, wie ein schlechter Arzt, der die S ym to m e  behandelt, nach 
dem Sitz der Krankheit aber entweder gar  nicht forscht, oder ihn 
doch nicht entdeckt. D e n n  die K o n s e q u e n z  d e r  S c h w ä r m e r e i  
f ü r  F r i e d r i c h  I I .  ist —  wir werden vergebens suchen es zu leugnen 
— d a s  K l e i n d e u t s c h t h i n n  o d e r  d e r  D u a l i s m u s .  W e r  i h m 
huldigt, wer im Herzen mit ihm .h« rm v n ir t ,  der gehört nicht in unser 
Lager, sondern der gehört in den Nationalverein. Uns kann er n u r  
schaden.

Und waren denn wirklich die Folgen dieser Politik so anziehend? 
W ie stand es denn mit Deutschland, als es am Schluß des vorigen 
Jah rhu nd er ts  den Westen abzuwehren ha t te?  W ie stellte sich 
Preußen zum Kaiser? G ab  es ihm, w as  ihm gebührt? Focht 
es mit seine Schlachten? Nein! S o n d e rn  es suchte anderweite 
Anlehnung, suchte diese in Ost und West, suchte namentlich auch 
underwrite« Grundbesitz: es schloß den F r i e d e n  zu B a s e l  und ließ 
von einem Napoleon H a n n o v e r  sich schenken. E s  machte durch diese 
verhängnißvolle Politik jenen zwanzigjährigen B ü rg e r -  und B ru d e r 
krieg möglich, den wiederum D e u t s c h l a n d  mit seinem B lu t  theuer 
hat bezahlen müssen. Freilich: es hat endlich Buße gethan ; es kam 
das J a h r  1813z  es kämpfte mit u ns  die „Freiheitskriege"; wir 
schlugen die Franzosen; —  den Geist aber, der zum Frieden von

II, 200: ,,Le roi (de Prusse) s’adressa directemeut å Louis X V ... il lui 
marqua, quii se trouvait dans une situation désagréable et 
embarrassante, oü il s’étoit mis par am it i  é p o u r  s a Maj es t é  
t r é s - C l i r é t i e n n e  (le r o i  de F r a n c e ) ;  qu’il croyait que ce 
prince lui d e v a i t quelque r e t o u r  pour l’avoir s é c o n d é  
d a n s  un m o m e n t  ou les Autricbiens c o m m e n ^ a i e n t  k 
f a i r e  des  p r o g r é s  en A l s a c e .

II, 323 : „La raison me dit de mettre promptement fin å une guerre qui n’a 
p l u s  d’o b j e t  depuis que les troupes autricbiennes ne s o n t  
p l u s  en A l s a  c e.“

II, 327: „Cette guerre ne donna pas lieu å ces grandes revolutions, qui 
eb angent la destinée des empires; mais elle empécha que des 
pareils bouleversements n’arrivassent alors, en obligeant les 
Autricbiens d’a b a n d o n n e r  l’A l s a c e . “

V, 268: „Bien eloigné de s’opposer å la mediation de la France le Roi 
de Prusse envisageait la cour de Versailles comme garantie de 
la paix de Westpbalie, et comme autant intéressée que la Prusse 
ii ne pas permettre que l’empereur (Joseph) . . .  se f r a y å t  un  
chemin pour pénétrer en A l s a c e  e t  dans l a Lorrai ne . “ etc.



Basel verführte, den haben wir nicht geschlagen: noch nach diesem 
Kampfe bereicherte sich Preußen mit dem halben Sachsen, welches 
es schon — vergl. Nr. 108 und 109 der A. A. Z. Beilage: „D ie  
T h  ei l ung Sachsens" — im Jahre 1804 beansprucht hatte. 
Seitdem aber haben die Hangwitze sich verhundertfacht, von Män
nern wie dem Mecklenburger Blücher, dem Hannoveraner Scharn
horst, dem Nassauer S te i n  ist in Preußen wenig zu spüren.

M it der Gefahr schwand auch wieder das Gefühl von der Noth- 
wendigkeit der Einigkeit DentschHdHs ;̂ fremdländische Anlehnungen 
suchte man mehr als den gegenseitigen Bund mit sich selbst, mit dem 
eigenen bessern Genius; der noch immer nicht vernichtete Dualismus 
erzeugte rasch wieder die üppigsten Triebe. So stand es, als das 
Jahr 1848 heran kam. Es fand uns vollständig unvorbereitet. Ja 
wir sind noch heute, 1863, nicht viel weiter als damals. Das alte 
Gift steckt noch immer in unserm Körper; erst am 24. Januar dieses 
Jahres hat der Ministerpräsident Preußens aufs Neue auf die even
tuelle Ersprießlichkeit „anderweiter Anlehnungen" hingewiesen, und 
noch heute sucht, wie es scheint, die preußische Regierung einen Ver
trag aufrecht zu halten, dessen letztes Ziel nichts geringeres ist als 
die Vollendung der Spaltung Deutschlands in Nord und Süd. 
Und auch der Bundesreform hat Preußen auf das Entschiedenste 
sich widersetzt.

Meine Herren! Das sind Ereignisse, über die wir nicht leichten 
Fußes hinweg Hüpfen dürfen. Unmöglich dürfen wir zugeben, daß ja 
auch zwei halbe Deutschlande eine Macht seien. Selbst wenn 
Deutschland seine sämmtlichrn Truppen Einem Führer unterstellt, ja 
selbst wenn ein Kaiser mit unbedingtem Vertrauen an der Spitze 
desselben stände von der Kön i gs  al l  bis zur A d r i a :  Deutsch
land wäre selbst dann noch immer umgeben von sehr gefährlichen 
und sehr mächtigen, mit großen Kriegsflotten ausgerüsteten, Staaten; 
— zwei halbe Deutschlande aber — in der That sie wären 
nicht viel besser als keins. W ir sollten doch endlich die Augen öffnen. 
Doch endlich den Weg betrachten, den seit 300 Jahren wir gewan
delt sind. Es ist der Weg Polens. W ir haben verloren die Schweiz 
und die Niederlande, verloren Lothringen lind Elsaß; — und wir 
sind jetzt damit beschäftigt, Schleswig zu verlieren, und Deutsch- 
Oestreich anszutreiben. Ja man spricht letzteres fast täglich offen aus. 
Man behauptet es zu bejammern, daß im Norden deutsche Städte
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von Copenhagen aus und von Dänen regiert werden, aber man 
fände es vortrefflich, wenn Deutsch-Oestreich von Pest aus regiert 
würde. Man behauptet, den Dänen ein einiges und nach Deutsch
land vordringendes Skandinavien nicht zu gönnen, aber man empfiehlt 
Slaven und Italienern die Vergrößerung ihrer Macht und ihre 
Ueberwucherung deutschen Lebens. Im  Süden und im Südosten 
will man mächtige feindliche Staaten, und man muthet es uns zu, 
es für Ernst zu nehmen, wenn man behauptet, daß man im Norden 
dieselben Früchte derselben kosmopol i t i schen R e v o l u t i o n  nicht 
will. Nein, meine Herren! das sind Phrasen. Wer das Eine will, 
der muß auch das Andere wollen; wer den rechten Flügel Frank
reichs durch ein sardinisches Italien stärkt, der muß auch gern sehen 
die Stärkung des linken Flügels Frankreichs durch ein dänisches 
Skandinavien — nennen sich doch die Dänen selbst vorzugsweise 
gern die „Italiener des Nordens" — und ich zweifle auch gar nicht: 
eine Menge Menschen, die bisher noch sich schämte die antifranzösische 
Maske abzuwerfen, würde sofort bereit sein, im Bunde mit Frank
reich, Italien und Skandinavien, auch unter  der Au f op fe r ung  
Schleswigs,  sofort einen „kriegerischen Gang" zu machen, wenn
die für einen solchen ausgetheilte Parole einen zei tgemäßen Klang 
hätte. W ir sahen aber schon vorhin, daß um ein derartiges Wort 
Frankreich nie in Verlegenheit war. Welche Erfolge hat es nicht 
schon gehabt durch seinen „Handelsvertrag!" Wie lieblich klang in 
den Ohren Zahlloser die Sirenenstimme vom „Freihandel!" Wie 
gierig sehnen sich so Manche nach dieser angeblich blos „handels
politischen" Alliance! Das Ziel aber dieser Politik — was denn
wohl könnte es anders sein, als das Verschwinden Deutschlands vom
Erdboden, so wie Polen verschwunden ist. Gethe i l t  würde es nur 
kurze Zeit sein. Es würde bald v er thei l t  seht. Ja, wenn wir 
nicht bald Ernst machen, wenn nicht jeder, der eine Stimme hat, sie 
mich hören läßt, nicht jeder, der ein Schwert hat, es auch wetzt — 
dann, so scheint es wenigstens — geht wirklich mit raschem Schritt 
Detttschland im 19. Jahrhundert dem Schicksal entgegen, welches im 
18. Polen ereilt hat. Und noch Eins! Vollbrachte Sünden fattn
man wohl bereuen, aber man kann sie nicht wieder gut machen — 
wollen wir denn durch gar nichts tnts warnen lassen? Sind nicht 
alle Staaten, die zu Grunde gingen, dadurch zu Grunde gegangen, 
daß sie zuerst selbst dualistisch sich theilten? War es nicht so mit
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dem alten Griechenland? So mit dem römischen Kaiserstaat? Liegt 
nicht im Westen Nordamerika vor uns als unmißverstehbare War
nung? Und im Osten China mit seinem Gegensatz zwischen den 
Kaiserlichen und den Taipings? Ja! war nicht grade das von jeher 
die Kriegslist vorragender Geister und kühner Eroberer, daß ste immer 
ihren Plan gründeten auf das „Theile, dann herrscht du?"

Der großdeutsche Reformverein ist im vorigen Jahre deshalb in 
Frankfurt zusammengetreten, um endlich diesem unseligen Trei 
ben ein Ha l t  zuzurufen. Nicht Dualismns sondern Trias, 
das ist, kurz ausgedrückt, die Losung; ein nichts weniger als „nega
tives," ein vielmehr höchst posit ives Programm. Die sogenannten 
Mittel- und Kleinstaaten Deutschlands, d. h. die rein-deutschen 
Staaten Deutschlands sind nicht dazu da, um zuerst — z. B. durch 
den Handelsvertrag — an Oestreich und Preußen, und dann mit 
beiden nach Ost und West hin vc r the i l t  zu werden. Sie 
haben ihre feste und leicht faßliche Aufgabe. Sie sollen eben ver
mitteln zwischen Preußen und Oestreich; ste sollen hoch halten den 
Genius Deutschlands, damit er nie von slavischen oder mayarischen 
Elementen überwältigt oder auch nur geknebelt werde, weder in Ber
lin noch auch in Wien — sie sind pflichtig, das Erbe einer reichen 
geschichtlichen Vergangenheit auch ungesälscht auf die Nachwelt zu 
bringen. Aber, meine Herren! sie sind dazu im Stande nur dann, 
wenn sie nicht vereinzelt Auftreten. Sie müssen einig sein unter sich, 
damit die Wage dahin sich neigt, wohin sie — die rein-deutschen 
Staaten — das Gewicht legen. Und diese Einigkeit darf nicht A b 
hängen von augenblicklichem guten Willen. Sondern dieser gute 
Wille muß die „Vereinbarung," die Vereinbarung muß die Orga- 
sation herbeiführeu. Ein sehr wesentliches Stück derselben ist die 
m il it  a irische Organisation. Eine einheitl ichere militärische 
Organisation würde unzweifelhaft die Waffenbrüderschaft wecken und 
erhalten in den Armeen von Süd und Nord, welche die reindentsche, 
die innerdeutsche Armee bilden würden, und der militärischen 
Ehrliebe würde es entsprechen, einem der großen Kriegsheere anzu
gehören, welche die Geschicke Europas entscheiden.

Sehr richtig sagt in dieser Hinsicht eine militärische Capacität:
„Während man das Aufgehen der norddeutschen Armeen in der 

preußischen vorgeschlagen hat, stellt sich als ein höchst einfaches Gegen
mittel heraus, die militärischen Streitkräfte der deutschen Mittel- und
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Kleinstaaten gleichfalls a ls einheitliche M acht zu organistren und  ans 
diesem so natürlichen W ege eine p o l i t i s c h e  O r g a n i s a t i o n  zu 
e r z i e l e n .  E in  politisches B ü n d n iß , welches 16 M illionen der besten 
deutschen S täm m e verbindet, ist bei richtiger Leitung und im E in 
verständnis mit dem Kern der Bevölkerung eine starke M acht.

E s  würde die M itte l bieten, um den äußern und innern  Fein
den Deutschlands H alt zu gebieten und das isolirte P reußen aus 
seiner jetzigen u n h e i l v o l l e n  P o l i t i k  d e r  f r e i e n  H a n d  a u s  d i e  
B a h n  d e s  B u n d e s  u n d  d e r  n a t i o n a l e n  I n t e r e s s e n  zurück- 
zuführen.

D a s  Unternehmen ist nicht ans S p ren g u n g , sondern n u r au f 
die neue K r ä f t i g u n g  d e s  d e u t s c h e n  B u n d e s  gerichtet.

W enn  diese S ta a te n  ihre m ilitärischen M ittel einheitlich zusammen
fassen und organisiren, sv können sie, ohne sich wie P reußen  u n 
natürlich anzustrengen, recht füglich 2 P rocen t ihrer Bevölkerung 
einüben und ins Feld stellen.

T ruppen , die aus den kräftigsten und tüchtigsten Bevölkerungen 
des europäischen Festlandes zusammengesetzt sind, und die über bedeu
tende S t a a t s -  und P rivatfinanzen  und einen hohen G rad  von Credit 
zu verfügen haben —  diese T ruppen , un ter den Oberbefehl bewährter 
Generale gestellt, nach gemeinsamen Grundsätzen ausgerüstet und ein
geübt, nicht bloß au f dem P ap ie r, sondern in Wirklichkeit organisch 
zu einem Gesammtheere verbunden, —  würden die B undesstreitkraft 
zu einer hohen B edeutung steigern.

D ie  militärische B edeutung  steigert sich um so mehr, a ls  das 
Gebiet dieser S ta a te n  zum größten T heil vortrefflich arro nd irt ist. 
B a ie rn  nnb W ürtem berg schließen sich geographisch an Sachsen, Hessen, 
H annover."

W ir  unsererseits fügen diesen W orten  noch hinzu, daß unter 
diesen S ta a te n  keiner eine so überlegene Machtstellung einnimmt, daß 
ein engeres B ü ndn iß  mit ihm die S e l b s t ä n d i g k e i t  der übrigen 
gefährden könnte, wie solches durch einen militärischen Anschluß an  
P reußen  geschehen würde. W ir  verkennen dabei durchaus nicht, daß 
B a ie rn  m it seinen materiellen M itte ln  und seinem bedeutenden m ora
lischen Gewicht im F a ll eines europäischen Kriegs eine höchst bedeut
same S te llu n g  einzunehmen vermag. Aber w ir glauben auch, daß 
es in  der angedeuteten V erbindung diese S te llu n g  noch mehr wird
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ausbeuten können. Und wir glauben namentlich, daß im Interesse 
des g a n z e n  Vaterlandes dieses n u r  erwünscht sein kann.

W ir  haben daher vorgeschlagen eine solche Bundesreform , „welche 
insbesondere die H e r s t e l l u n g  e i n e r  a u f  d i e  Kriegsverfassung 
d e s  d e u t s c h e n  B u n d e s  g e s t ü t z t e n  einheitlicher» u n d  
schlagfertiger» M ilitairorganifation der Bundesstreit
kräfte ins Auge" faßt. E r innern  wir u ns  doch n u r  an s  J a h r  
1859. D ie  Theilnahme für Oestreich w ar  überall, außer in Preußen, 
eine allgemeine; die r e i n- deut schen  S t a a t e n  rüsteten sich zur Hülfe: 
der D u a l i s m u s  aber, der Umstand, daß dieselben s e l b s t ä n d i g  nicht 
auftreten konnten, verschob diese ihre Hülfe so lange, bis das traurige 
W o r t :  „ Z n  sp ä t ! "  erscholl. — D a s  Alles muß anders werden. E s  
würde anders werden müssen, auch wenn die schleswig-holsteinsche 
Frage nicht vorläge. Auch ist dies nicht unsere M einung , daß wir 
mit letzterer warten wollen, bis die erstere endgültig erledigt ist. 
Aber einen Antrieb zu ihrer Erledigung sehen wir allerdings in  der 
Lage Schleswigs. S i e  hat  u n s  das Gewissen aufs neue geweckt —  
wir dürfen die S t im m e  desselben nicht länger überhören. Ich  em
pfehle I h n e n  daher, so dringend wie n u r  irgend möglich, die Annahme 
zunächst unsers dritten A n t r a g s : eine B u n d e s  r e f o r m ,  welche ins
besondere die Herstellung einer ans die Kriegsverfassung des deutschen 
B u n d e s  gestützten einheitlichem und schlagfertigem M il i tæ ro rg a n i 
sation der Bundesstreitkräfte ins  Auge fassen wird und als deren 
n o t h w e n d i g e  G r u n d b e d i n g u n g  d i e  Z u s a m m e n f a s s u n g  
d e r  S t r e i t k r ä f t e  d e r  d e u t s c h e n  M i t t e l -  u n d  K l e i n s t a a t e n  
zu  e i n e m  s e l b s t ä n d i g  u n d  e i n h e i t l i c h  b e w e g b a r e n  A r m e e 
k ö r p e r . "

n.
Ich  komme jetzt speciel aus die d e u t s c h - d ä n i s c h e  F r a g e .  

E s  handelt sich dabei zunächst um die nordische Politik im Allgemeinen. 
Zuerst charakteristrt sie sich durch das Treiben der „N ordm änner ,"  der 
Norm annen . Alle Geschichtsschreiber des 8. Jah rh u n d e r t s  sind voll 
von demselben. Gleichsam vergeblich suchen sie die Farben, die a u s 
reichend wären, um es zu schildern. E s  sind eben B a r b a r e n .  —  
I h r e  Cultur, ihre Civilisation verdanken sie Deutschland. K arl  der 
Große, dadurch, daß er in Niedersachsen herrliche Sitze derselben ge
gründet, ward Urheber, daß sie immer weiter drang. V o n  Brem en



kam sie nach Ham burg, von Ham burg nach Schleswig, ja  nach Nipen, 
den dänischen Inse ln ,  Norwegen, Schweden. I n  Schleswig steht 
noch heute die alte Kirche von Haddebye, ein Denkmal jener Zeit, 
wo m an  noch aus G ra n i t  mauerte bis unters Dach. D ie  D ä n e n  
sind dafür wenig dankbar gewesen. N u r  selten waren sie Deutsch
lands  Bundesgenossen, meist dessen Feinde. Namentlich um die S t a d t  
Schleswig —  das D o r f  an  der Schlei —  ward häufig heftig ge
rungen. Freilich die deutschen Kaiser stellten sich in verschiedenen 
Zeiten verschieden. D ie  Herzoge aber von Schleswig traten in freund
schaftliche und verwandschaftliche Beziehungen zu den Grafen von 
Holstein, die natürlichen Verkehrswege wiesen auf  eine immer engere 
Verbindung Schleswigs mit Holstein, und bald genug kämpften beide 
gemeinsam gegen die D ä n e n .  —  I m  J a h r e  1326  kamen in Dänem ark  
Große und Geringe überein, den König C h r i s t o p h  II. mit seinem 
S o h n e  E r i c h ,  der nicht besser als der V ater  sei, fortzujagen. S i e  
kündigten ihm —  wie später dem König Erich von Pom m ern  und 
Christian dem Zweiten —  den Gehorsam. A uf  dem Reichstag zu 
W iborg  wählten sie statt seiner den Herzog von Schleswig, W a l 
d e m a r ,  welcher dann bis 133 0  regierte. Dieser aber ertheilte für 
„unzählige W ohlthaten" seinem Mutterbruder, G ra f  G e r h a r d ,  das 
ganze Herzogthum J ü t la n d  als erbliches Fahnenlehen und überließ 
ihm und seinen Erben zugleich über alle Vasallen im S t i f te  S ch le s 
wig die b i s h e r  d e m K ö n i g  zu s t e h e n d e  Re c h t e .

Um die S e l b s t ä n d i g k e i t  d e s  H e r z o g t h u m s  S c h l e s 
w i g  völlig sicher zu stellen, wurde in einer besonder« Urkunde fest
gestellt: es solle das Herzogthum S ü d jü t l a n d  dem Reiche und der 
Krone D änem ark weder vereinigt noch so anuectirt werden, daß E i n  
Herr über beide sei •— „ducatus Suder-Jucie regno et corone 
Dacie non unietur nee anectetur ita quod unus sit domi
nus utriusque.“ —

I n  der nächsten Zeit ging das dänische Reich seiner völligen Z er
stückelung entgegen. G ra f  G e r h a r d  nannte sich —  und zwar mit 
vollem Recht — Herzog von J ü t la n d ,  G ra f  von Holstein und S t o r -  
m arn , V orm und  des dänischen Reichs und des Rügischen Fürstenthum s; 
der G ra f  J o h a n n  von Holstein aber G ra f  von Holstein und S t o r -  
m arn , Herr von Laaland, Falster und  Fem arn, wie auch H auptm ann  
der Lande S ee land  und Schonen.

B a ld  gab es kein D änemark mehr bis zur Elbe, keins mehr bis zur
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E id e r :  die K ö n i g  s  a u  w a r  D ä ne m a rk s  Grenze i»ach S ü d e n  geworden. 
I m  J a h r  1 3 3 4  un ter lag  O t to ,  der S o h n  des ehemaligen K önigs C hri 
stoph, au f  der Tapheide bei W ib o rg  dem gewaltigen G e r h a r d : den V e r 
such den T h r o n  seiner A hnen  wieder zu gewinnen, büßte er durch lange 
Gefangenschaft, zuerst in  S egeberg ,  d a n n  in R e n d s b u rg .  S e i n  Reich 
stel später — 1 3 4 0  —  seinem jünger«  B r u d e r  W a ld e m a r  zu. —  V o r 
läufig herrschte dort  G r a f  G erhard .  A ls  dieser in R a n d e r s  erkrankt, 
überfällt  ihn, bei nächtlicher Weile unbemerkt heranschleichend, ein 
dänischer R it te r ,  N i l 8 E b b e s e n .  E r  erschlägt den wehrlosen aus 
dessen B e t t .  Diese G r o ß t h a t ,  so schreibt ein neuerer dänischer 
Geschichtsbaumeister, „ w a r  der erste Schim m er j e n e r  M o r g e n r ö t h e ,  
we l c h e  D ä n e m a r k s  E r l ö s u n g  a u s  dem t raurigen  Zustande  der 
E rn ied rigung  ankündigte ."  S i e  schuf R a u m  fü r  W a l d e m a r  I V .  
von  D änem ark ,  dem 3 5  J a h r e  — 1 3 4 0  bis 1 3 7 5  —  zur V e r 
wirklichung seiner Id e e n  gegeben sind. W eil  er die Zeit auszn -  
kaufen versteht, nennen ihn  die D ä n e n  A t t e r  d a g .  I n  der T h a t ,  
es gelingt ihm D ä n e m a rk  wiederherzustellen. —  Z u r  Ehe n im m t er 
die Schwester des Herzogs W a ld e m a r  von Sch le sw ig  — diese aber 
w a r  in D ä n e m a rk  ihr Lebelang übel u nd  mit M iß tr a u e n  angesehen. 
Auch ein Freundschaftsbündniß zwischen den S c h w ä g e rn  h a t  keinen 
B estand. B a l d  stehen Holstein, S ch lesw ig ,  ja längere Zeit  auch die 
J ü t m  gegen D än e m a rk  im B u n d e .  König W a ld e m a r  dagegen sucht 
V ergrößerung  jenseit des S u n d e s ,  wird  „K önig  der G o th e n ."  D a  
—  1 3 6 8  —  verbündete sich der schwedische König Albrecht, die Hanse
städte, die Fürsten von Mecklenburg, die holsteinischen G ra fen  u nd  
der Herzog Heinrich von S ch lesw ig ,  S o h n  des inzwischen verstorbenen 
Herzogs W ald em ar .  W a ld e m a r  verläßt —  bis 1 3 7 2  —  sein K ön ig 
reich. D ie  holsteinischen G rafen  walten in  J ü t l a n d .  1 3 7 0  schließt 
W a ld e m a r ,  oder vielmehr in seinem N a m e n  die dänischen S t ä d t e ,  
m it den Hansestädten einen Frieden, welcher selbst d a n n  gelten soll, 
„ w enn  der König ihn  nicht genehmigt." F erner  —  1 3 7 3  —  einen 
Frieden mit  den holsteinischen G rafen ,  durch den N o r t jü t l a n d  a n  den 
König verwiesen wird, dagegen die S ü d j ü t e n  (S ck le sw ig e r) ,  die dem 
Herzog von Sch lesw ig  zugehörten, dem Herzog th u n  sollten, wozu 
sie pflichtig seien.

Z w e i  J a h r  sp ä te rs ta rb  mit H e r z o g  H e i n r i c h  v o n  S c h l e s 
w i g  der letzte a u s  Abels S t a m m  z d a n n  —  noch in demselben J a h r  
1 3 7 5  —  starb auch der König. Königreich und  Herzogthum w aren
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dadurch beide ohne Herrscher. Und damit folgte eine Periode, wo 
n u n  Deutschland und sein Kaiser eine glänzende P olitik  hätten ent
wickeln können. E s  ist nicht geschehen. D e r  Kaiser S i g i s m u n d ,  
von w ahrheitsw idrigen D arstellungen getäuscht, w ar den h o l s t e i n i 
schen G r a f e n  nicht geneigt. E r  spricht Schlesw ig den Königen 
von D änem ark  zu; ja  er ru ft au f g e g e n  Holstein Fürsten, S tä d te  
M ärkte und D örfer des römischen Reichs deutscher N ation .

I n  D änem ark nämlich w ard 1376  die T hronfrage entschieden 
zu G unsten O l a v s ,  des S o h n e s  der M arg a re th a , des Enkels 
W aldem ars.

I n  Holstein machen die G rasen Holsteins Rechte au f den N orden 
geltend. I m  Herbst 1376  sind sie in Besitz von fast ganz S ch les
wig. W eder O lav , noch seine M utte r, K önigin M arga re tha , wider
sprechen. Letztere sei —  so sagen dänische Geschichtsschreiber — in 
dem Gedanken die drei K ronen des N ordens au f ihrem oder ihres 
Nachfolgers H aupt zu vereinigen so vertieft gewesen, daß sie eö ver
säumte, den A nm aßungen der holsteinischen G rafen Hindernisse in den 
W eg zu legen. E in  gleichzeitiger deutscher Chronist meint dagegen, 
sie habe W eisheit und K raft an den T a g  gelegt, als sie —  im 
Ja h re  138 6  —  mit den holsteinischen Herren zu einem e w i g e n  
F r i e d e n  sich vereinigte und l e t z t e r e  u n d  d e r e n  K i n d e r  m i t  
d e m Be s i t z e  d e s  H e r z o g t u m s  S c h l e s w i g  a u f  e w i g e  Z e i t  
b e l e h n t e .

D ie  wesentlichen Punkte  dieses Friedensbündnisses w aren folgende:
1. D ie  holsteinischen Herren stillten das Herzogthum Schlesw ig 

besitzen, e r b l i c h  bis a u f Kindeskind und deren Heersolge und 
Dienste dem Reiche thun .

2. N u r  einer der holsteinischen G rafen sollte regierender H err 
und Herzog von Schlesw ig heißen.

3 . V on  beiden S e ite n  sollte kein Krieg mehr stattfinden und jeder 
Unfriede durch ein zu gleicher Z ah l aus Holsteinern und 
D än en  zusammengesetztes Schiedsgericht, erforderlichen F a lls  
unter Zuziehung eines O b m an ns, ausgeglichen werden.

Am 13. A pril 1386  w ar die B elehnung vollzogen. — Sechs 
Ja h re  später schloß die K önigin M arga re tha  mit dem Herzog G er
hard von Schlesw ig und den G rafen von Holstein ein au f die bei
derseitigen E rben und Nachkommen m it erstrecktes B ü n d n iß  ab, wo
durch beide Theile sich verpflichteten, sich zu e w i g e n  Z e i t e n



einander im Besitz ihrer Lande — einerseits des Herzogreiches zu 
Schleswig und der Lande zu Holstein, andrerseits der drei Königreiche 
— nicht hindern, stören und beunruhigen zu wollen.

Dies war gewiß die einzig richtige Politik. Aber seit 1396 
gelangte der Sohn ihrer Wahl, Erich der Pommer ,  neben ihr 
zur Negierung. Er nährt unausgesetzt den Gedanken, Schleswig 
seiner Selbständigkeit zu berauben, es unter die Krone zurückzubringen. 
Seit 1412 steht er allein. Er beginitt dann einen zwanzigjährigen 
Krieg gegen Holstein, der ihm drei Kronen kostet, aber keine einzige 
einbringt. Schon vorher hatte er dazzi den Grund gelegt. Sein 
Freund, der Bischof Scondelef hatte geäußert, sein Heer sei stark ge
nug, um alle Länder b is  zum Rhein zu unterwerfen. Als es 
bei Flensburg zur Schlacht kam, ward Erich geschlagen. Aber mit sei
nen unglücklichen Kämpfen gehen glückliche diplomatische Verhand
lungen Hand in Hand. Die dänischen Unterhändler zeigen „eine 
große Listigkeit," die deutschen dagegen eine Gutmüthigkeit, eine Ehrlich
keit und eine Geneigtheit, je öfter sie getäuscht werden, desto williger 
Vorspiegelungen zu trallen, die selbst seit 1848 nicht übertroffen ward. 
Dabei können die deutschen Reichs- oder kaiserlichen Commissaire 
den Versuchungen nicht widerstehen, in welche dänische Gaben sie brin
gen. Vollendete Thatsachen liebt man schon damals. König Erich 
erklärt: „das Herzogthum sei ein verwi r k tes  Lehen." — „Ueber das 
Reich sei von den holsteinischeil Grafen der Heerschi ld des Ver-  
rä thers geführt." Er muthete seinem Vetter, dem Kaiser S i g i s 
mund, zu diese Auffassung zu bestätigen. Der Kaiser ging darauf 
ein, ohne den Gegentheil auch nur zu hören. Inzwischen kämpfen 
die Holsteiner siegreich weiter. Kriege lind Waffenstillstand folgen ab
wechselnd. Die Herzogth inner sind unausgesetzt im Vorth eil. Da mif 
einmal erscheint ein kaiserl icher Commissai r ,  der Herzog Rum
st old voll Schlesien. Herzog Heinrich war gerade im Begriff (1422) 
F l ensburg  zu nehmen. (Schon ist er in der Vorstadt, da tritt 
Rumpold vor ihn hin, und „gelobt ,  er wolle ein gutes Ende des 
Kriegs und einen ewigen Frieden zwischen dem König und ihm 
machen, wenn er von Flensburg gutwillig wieder abzöge." Er habe 
ausgedehnte Vollmacht vom Kaiser. Man möge nicht daran zweifeln, 
daß er sein Gelübde hal ten werde. Da bald drauf Rumpold, vom 
Dänellkönig mit großen Geldsummen und Kostbarkeiten bedacht, stirbt, 
folgt ein neuer kaiserlicher Commissair, Ludovicus de Cat taneis —
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um ebenfalls sich täuschen zu lassen, während König Erich bei seinem 
kaiserlichen Vetter die Rolle eines Gesandten in Person besorgt.

D e r  Herzog aber appellirt an das heilige römische Reich, den 
Kaiser ittib alle Kurfürsten.

D e r  Kaiser S ig ism u n d  erkennt als angeblich „von  b e id e n  Sei ten  
erwählter Schiedsrichter" dahin, daß ganz S ü d j ü t l a n d . . . .  dem 
K ö n i g e  zu übergeben sei, wie auch, daß den gräflichen Gebrüdern 
Heinrich, Adolf und Gerhard k e i n  Lehnrecht darin weder zugestanden 
habe noch zustehe.

D ies  w ar  das von deutscher S eite  in Aussicht gestellte „gute 
Ende des Krieges,"  dies die Lösung des W ortes  „m an solle ja nicht 
daran  zweifeln, daß das gegebene Gelübde werde g e h a l t e n  werden."

Am 11. M ärz  1425  wurden d e u t s c h e  W a f f e n  gegen die 
wegen Ungehorsams gegen den kaiserlichen Spruch  „der beleidigten 
Majestät schuldigen" Grafen aufgerufen.

Gleich nach Verkündigung des (Spruchs hatte der Schleswiger 
Domprobst S a c h a u  gegen das nichtige Urtheil Protest eingelegt und 
das Rechtsmittel an die R ö m i s c h e  C u r i e  sich Vorbehalten. D ie  
Appellation ward eingelegt und eingeführt. D e r  Papst  nahm sich 
der d e u t s c h e n  Sache an. Als er aberden  C a r d i n a l  A n t o n i o  
v o n  A q u i l e j a  zum Commissair bestellte, da bedrohte der K a i s e r  
den P ap s t  „die Sichel nach seiner E rnte  ansstrecken u n d  die G ü t e r  
d e r  K i r c h e  n e h m e n  zu  w o l l e n ,  w o  er  e s  k ö n n e . "  D ies  
schreckte den Papst  von der Fortsetzung der Sache ab, so lebhaft auch 
nach seiner Versicherung seine S y m p a t h i e n  fü r  die Sache der 
H e rz o g tü m e r  waren. Aufs neue entbrannte der Krieg.

König Erich versammelte (1426)  unzähliges Volk ans seinen 
drei Reichen —  den Holsteinern stand n u r  H a m b u r g  bei. D a n n  
auch Lü b e c k .  D a n n  noch andere deutsche S tä d te ,  von denen jedoch 
R o s tock  und S t r a l s u n d  bald wieder sich trennten.

1427  fällt der heldenmüthige Herzog H e i n r i c h  vor Flensburg. 
E in  neuer kaiserlicher Commissair erscheint, ohne für deutsches Recht 
das Geringste zu thun.

1431  erobern die Holsten und Lübecker, mit den Flensburgern 
selbst im B unde, die S t a d t  F l e n s b u r g .  E in  Waffenstillstand folgt. 
Und dann  143 5  ein V e r g l e i c h :  D e r  König gesteht zu, daß „alles 
Recht, welches er in des Kaisers Hofe g e g e n  Herzog Adolf in B e 
treff des Herzogthnms Schleswig erhalten hätte, o h n e  B e d e u t u n g  
u n d  M a c h t  sein solle." 2
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S o  ward der G rund  zu einem unauflöslichen Schleswig-Holstein 
gelegt. I n  D änem ark w ar  die Besonnenheit zurückgekehrt. D er  
König selbst landstüchtig geworden. D em  Kaiser S ig is m u n d  sein 
Schwiegersohn A l b r e c h t  v o n  O e s t e r r e i c h  gefolgt (1 4 3 8 ) .  D a s  
erste Auftreten des Habsburger Hauses in der Schlcs- 
wigschen Angelegenheit" —  so schreibt der D octor  der Rechte 
A. v. W a r n s t e d t * )  in seinem „ R e nd sbu rg"  —  enthalt eine 
gute Vorbedeutung. D e n  a n  d em  N a m e n  d e s  d e u t s c h e n  
K a i s e r s  s e i t  d e m U r t h e i l e  v o m  28.  J u n i  1 4 2 4 . . . .  h a f 
t e n d e n  Fl eck t i l g t e  A l b r e c h t  d u r c h  e i n e  U r k u n d e  v o m  
15.  A u g u s t  1439 , in welcher er „dem hochgebornen Adolf, Herzog 
zu Schleswig, alle und jegliche Privilegien, Briefe, Gerechtsame, 
Gnaden, Freiheiten, Ehren und W ürden , die seine Vorfahren, Herzog 
zu Schleswig, über das Herzogthum und Fürstenthum zu Schles
wig gehabt und hergebracht haben, erneuert, befestigt, bestätigt mit) 
constrmirt, doch unschädlich Uns und dem Reiche an Unferm und sonst 
jedermann an seinem Rechte. Zugleich gebietet der Kaiser allen unb 
jeglichen Fürsten, Grasen, Freien, Herren und Edlen, S tä d te n ,  
Märkten und Dörfern  und sonst allen ändern Unfern und des Reiches 
Unterthanen, den Herzog Adolf in seinen Privilegien, Besitzungen n. ff. 
nicht zu hindern oder zu stören, so l i e b  a l s  i h n e n  u n d  i h r e r  
e i n e m  e s  ist U n s e r e  u n d  d e s  R e i c h s  s c h we r e  U n g n a d e  zu 
z u  v e r m e i d e n . "  S o  w ar  Recht doch Recht geblieben und W a h r 
heit Wahrheit, ungeachtet des Bündnisses arger Unwahrheit mit 
schwerem Unrecht.

Am 30. April 1440  erfüllte König C h r i s t o p h  v o n  B a i e r n ,  
zum Regimente berufen, als E r i c h  den Absagebrief erhalten hatte, 
die Zusage des dänischen Reichsraths und ertbeilte mit dessen Z n -  ' 
stimmung zu Colding dem Herzog A d o l f  die „ B e l e h n u n g  m i t  
d e m H e r z o g t h n m  z u  S c h l e s w i g  a l s  e i n e m  r e c h t e n  E r b -  j 
U h e n  m i t  a u s g e s t e c k t e r  F a h n e . "

Acht J a h r e  später gelobte G ras  C h r i s t i a n  v o n  O l d e n b u r g ,  
falls er zu einem Herrn und König von Dänemark gewählt werden 
sollte, für  sich und seine Erben die Waldemarsche Constitution, wonach 
das Herzogthnm m i t  D ä n e m a r k  n i e  so  v e r e i n i g t  w e r d e n

*) D crgl. für den ganzen A bschnitt: R endsburg, eine holsteinische S ta d t  und Festung. 
Eine historisch-staatsrechtliche Untersuchung von A . v. W a r n s t e d t .  Kiel. C arl Schröder 
1 8 5 0 . S e ite  7 3 - 1 1 2 .
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f o II, d a ß  E i n  H e r r  ü b e r  b e i d e  s e i . Eingedenk des zu vielen 
Zeiten von Herzog A dolf dem dänischen Reiche zu Frommen und Besten  
geleisteten Beistandes und der mit schweren Kosten von ihm g ethanen 
Dienste bestätigt sodann endlich Christian, ans Regiment gelangt, dem 
Herzog A dolf am 2 1 . J u li  1 4 5 5  den ruhigen und friedsamen Besch deS 
Herzogthums S ch lesw ig , welches zu einem rechten Erblehen ohne alle 
A usnahm e und ohne Arglist verliehen ist.

D ie  Unabhängigkeit der Herzogthümer, Dänem ark gegenüber, 
war von dem S tam m e der Schauenburger erkämpft. —

D a  starb am 4 . December 1 4 5 9  kinderlos der Herzog Adolf, der 
letzte dieses S ta m m es, dem so viele Helden und Fürsten entsprossen waren. 
Nach seinem Tode wählten die vereinigten S tä n d e  beider Länder dessen 
Neffen, d. H. den M an n  auch zum Herzog, der schon der König von  
Dänem ark war, C h r i s t i a n  I., aus dem Hause O ld  e n b u r g .  E s ge
schah das nicht, ohne durch die feierlichste Eide seine Selbständigkeit 
sich sichern zu lassen. D a s  Verhältniß w ar ein l e d i g l i c h  p e r s ö n 
l i c h e s .  Derselbe Fürst verwaltete z w e i  Aemter, war Herzog in 
Schlesw ig-H olstein  und König in Dänem ark. V o n  einem unterge
ordneten Verhältniß Schlesw ig-H olsteins unter Dänem ark war nicht 
die Rede. J a  es ward selbst an die Möglichkeit kaum gedacht. N ur  
die Lübecker sehen tiefer. I n  ihrer Chronik (II. S .  2 2 3 )  schreibt 
der Franziskaner D e t m a r  mit In d ig n a tio n : „A ldus worden de 
Holsten D e n e n ,  und versmadeden eren erfhern und gHeven syk myt 
guden willen ane swerdes schlag under den Konjngh van Denemarken." 
D ie  Schlesw ig-H olsteiner dagegen glaubten sich durch den Eid ihres 
Fürsten hinlänglich geschützt. I n  dem Grundvertrage von 1 4 6 0  
stellte der neue Herzog fest:

1. daß die Lande ihm nicht a ls  König von Dänemark, sondern 
als ihrem eignen Herrn huldigen;

2. daß S ch lesw ig  und Holstein ewig ungetheilt bleiben sollen;
3. daß die beiden vereinigten Herzogthümer vollständig selbständig 

von Dänemark verbleiben, jeder T heil seine eignen Kriege führen, 
beider Lande B eam te nur aus Eingebornen genommen werden 
sollen.

Dieser Grundvertrag ward bei jeder Thronbesteigung aufs Neue be
stätigt. D a s  J a h r  1 6 6 0  veränderte die S ach lage nur in D ä n e
mark, nicht in Schlesw ig-H olstein . E s  war dam als die Zeit, wo 
die verschiedenen Monarchen E uropas A lles aufboten, um jeder

2 *
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Controle entnommen, jeder Beschränkung überhoben zu sein. Friedrich 
W ilhelm  stabilirte seine S o u v e ra in itä t wie einen Broncefelsen. Lud
wig X IV . beseitigte jeden ständischen Einstuß. D änem ark aber er
reichte, w as alle wünschten, nicht bloß die Thatsache der absoluten 
Herrschaft —  „absolutum dominium“ — , sondern auch dessen V er
fassungsmäßigkeit. E s  führte dabei auch die weibliche Erbfolge ein. 
Beide M aßregeln aber fanden k e i n e  A nw endung au f Schlesw ig- 
Holstein. Schlesw ig-H olstein behielt sowohl die Wirksamkeit seiner 
R itte r- und Landschaft, a ls auch seine Erbfolge im M annsstam m . 
D ie U nion zwischen Schlesw ig-H olstein und D änem ark blieb also 
immer bloße P e r s o n a l u n i o n  noch wie vor 1 66 0 . Hier darzu
stellen, w as seit jener Zeit vorstel, würde zu weit führen. Doch ist 
w ahr, daß die deutsche B ildu ng  nach D änem ark hinein immer weiter 
vordrang . D ie Deutschen sind eben talentvoller, tiefer, wissenschaft
licher, weniger oberflächlich, als die D än en . S ie  studiren m it dem 
G em üt, der D än e  mit dem Gedächtniß. D er Deutsche denkt, der 
D ä n e  lern t ausw endig. E s  w aren dies Thatsachen, die dem gebornen 
Schlesw ig-H olsteiner in Copenhagen häufig eine glänzende Laufbahn 
erösfneten. D ie Strnenseesche Catastrophe am S ch luß  des vorigen 
Ja h rh u n d e rts  erklärt sich wohl hauptsächlich aus der A nnahm e einer 
dänischen von R ußland  unterstützten Reaction gegen das V ordringen  
des Deutschtums. D a ra u f  folgte die Napoleonische Zeit; während 
dieser stand D änem ark au f S e iten  Frankreichs. S eitdem  fühlt sich 
D änem ark als eine A rt Frankreich, Copenhagen a ls  ein besseres P a r is .  
J a  schon in den 30ger Ja h re n  schrieb einer der H auptag itatoren , der 
P asto r G r u n d v i g  seine „W eltchronik," ein Buch, in  dem er die 
Weltgeschichte so darstellt, a ls sei die W elt n u r  geschaffen um  D än e 
marks willen. D ie  Wissenschaft und Kunst der übrigen W elt, ge
schweige Deutschlands, ist nichts gegen die D änem arks. W a s  z. B .  
haben Schiller und Göthe geleistet im Vergleich zu Holberg und 
B aggesen? Diese bodenlose Eitelkeit zeigte sich bei jeder Gelegen
heit. Dänische Cadetten, denen m an in Kiel oder F lensburg  mit deut
scher Gutmütigkeit Feste gab, nann ten  ihren deutschen T änzerinnen 
gegenüber ihre Gastgeber ganz unbefangen „unsere Leute." Und 
ebenso nann ten  sie Schlesw ig-H olstein „unsere P rov inzen ."  —  
S o  kam das J a h r  1848 heran. D ie  Asche N apoleons I . hatte längst 
vergeblich nach ihrer Auferstehung sich gesehnt. Zahllose Flugschriften 
in diesem S in n e  w aren geschrieben. Unaufhörlich die Regierung
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Louis Ph il ipps  angegriffen. Schließlich ward diese gestürzt; es folgte 
für einen Augenblick die Republik; inzwischen „ward  die B i rn e  reif" 
—  und des P u d e ls  Kern w ar  ein neuer K a i s e r t h r o n .  I n  Copen
hagen glaubte m an  ähnlich handeln zu müssen. 3 0 ,0 0 0  Menschen 
ziehen vor das königliche Schloß, drohen mit „der Selbsthülfe der 
Verzweiflung," und verlangen die Aufhebung des Königgesetzes. 
D e r  König giebt nach. E r  sei, so sagt er, den Wünschen feines 
Volkes schon zuvorgekommen. F ü r  die Herzogthümer w ar  dadurch ein 
Neues eingetreten. I h r  Herzog w ar damals lediglich abhängig gewesen 
von einem Fürsten, der den D ä n e n  g e g e n ü b e r  völlig unbeschränkt 
gewesen,jetzt aber von denselben, beziehungsweise von einem d ä n i s c h e n  
Reichstag, abhängig geworden w ar ;  diese D än en  aber h a t t e n  be
r e i t s  erklärt, daß sie ihre Macht gebrauchen wollten „um den d e u t 
s c he n  P r o v i n z e n  ihre Rechte mit b l u t i g e n  ( S t r i e m e n  auf  den 
Rücken zu schreiben." D ie A usführung  dieser Gedanken hätte Schles
wig-Holstein einen ändern Herrn gegeben als bisher. W a r  es früher 
der König D änem arks, der H e r r  der D än en ,  so ward es jetzt der 
König i n  Dänemark, das W e r k z e u g  der D änen . I n  der T h a t  
haben ja  denn auch die letzten 15 J a h r e  gezeigt, wer in Copenhagen 
der wahre Herr ist. Hätten die Schleswig-Holsteiner sich diesem 
neuen Regiment unterworfen, so hätten sie i h r e n  E i d  g e b r o c h e n .  
Nicht  g e g e n  das alte Recht erhoben sie sich, sondern f ü r  dasselbe. 
Aber es w ar sehr geschickt von den D ä n e n  gehandelt, daß sie, ihr 
eigenes T h u n  übertünchend, das Benehmen der Herzogthümer als 
r e v o l u t i o n ä r ,  nicht blos in der Copenhagener, sondern in der 
e u r o p ä i s c h e n  Presse darstellten und —  zum T h  eil mit schlcSwig- 
holsteinschem Gelde —  darstellen ließen. Leider ward  sie bei diesem 
Verfahren durch einen Theil der deutschen, nämlich der k l e i n 
d e u t s c h e n  Presse unterstützt. J a  sie wird es noch heute, sobald 
diese kleindeutsche Presse die schleswig-holfteinsche Bewegung als 
„ R e v o l u t i o  n "  bezeichnet. E s  wird durch eine derartige Darstellung 
eine Sache altgeschichtlichen und ewigen Rechtes vor allen Freunden 
dieses Rechtes auss schmachvollste compromittirt. D ie  M änn er ,  die 
an  der Spitze der Bewegung standen, dachten anders. S o  nament
lich der P r inz  Friedrich von Schleswig-Holstein-Noer.*) S o  auch die 
Geistlichen. Niem als hätten diese sich, z. T .  sogar als Feldprediger,

*) Dergl. Aufzeichnungen des Prinzen Friedrich von Schleswig-H olstein-Noer aus 
den Jahren 1 8 4 8  bis 1 8 5 0 . Zürich. M eyer. 1 8 6 1 .
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bei der Erhebung betheiligt, wenn sie ihnen nicht gewesen wäre ein 
he i l i ger  Kampf, ein Kampf der P f l i c h t ,  und nicht des Ueber- 
muths — ganz so wie sie sahen aber auch die Bauern die Sache 
an und deren kämpfende Söhne. Es hat dieser Umstand denn auch 
der schleswig-holsteinschen Sache in den Augen der spätern deutschen 
Linken sehr geschadet, in den Augen der Rechten leider wenig genützt. 
I n  der Frankfurter Versammlung erklärte am 8. Juni 1848 Herr 
V o g t :  Man könne für die Ehre Deutschlands stimmen, ohne 
deshalb f ü r  die strategischen M a ßr e g e l n  eingenommen zu 
sein und deutete an, daß man m it Frankreich es nicht verderben 
müsse. „Warum" — so sagte er bei dieser Verhandlung — „gegen 
ein Volk rüsten, das Deutschland die befreundete Rechte darge- 
bvten hat?" — Aeußerungen, die in ihrem Zusammenhang doch 
nur heißen können: stimmen könne man wohl für „die Ehre Deutsch
lands," zu retten aber brauche man sie keineswegs. Und als am 
letzten August desselben Jahres der Ma l moe r  Waf fens t i l l s t and 
zur Frage stand, da benahm sich aufs Neue die Linke so, daß W ie  n- 
b arg in seinen „Darstellungen aus den schleswig-holsteinschen Feld
zügen" gerade zu sagt: sie habe bei ihrer Auffassung des Krieges als 
eines dynastischen weder eine kluge, noch eine heroische, noch über
haupt eine ehrliche Stellung eingenommen; sie habe Waffen gesucht 
nicht gegen den ausländischen Feind, sondern gegen die inländischen 
Regierungen;  die schleswig-holsteinische Sache sei bei ihr in Verdacht 
gewesen wegen ihrer „dynastischen Ver k l ammerung . "  — Die 
Rechte aber hatte andere Besorgnisse. Dahlmann erklärt zwar am 8. 
Jun i: „Wenn Sie in der schleswig-holsteinischen Sache versäumen, 
was gut und recht ist, so wird damit auch der deutschen Sache 
das Haup t  abgeschlagen. . .  mögen die Pläne aller Derjenigen 
zu Schanden werden, welche ihre Rechnung stellen auf die Unsterb
lichkeit und Schwäche unseres deutschen Vaterlandes!" aber Raumer  
aus B e r l i n  erwidert: „Alles, was mögl ich ist, wird gewiß von 
Preußen für die deutsche Sache geschehen; aber muthen Sie nicht 
Preußen einen Sel bs tmord zu" — und schildert dann die Ge
fahren eines K r i egs  mi t  Ruß l and .  Am letzten August sagt aufs 
Neue D a h l m a n n :  Der Reichsminister habe wegen der dro
henden Ge f a h r  eines europäischen Kr ieges die Geneh
migung des Malmoer Waffenstillstandes angerathen. Aber dieser 
Waffenstillstand, der die heiligsten Versicherungen verletze, überliefere
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nicht blos Schleswig-Holstein der Knechtschaft der D ä n e n ,  sondern, 
w a s  noch m e h r ,  stürze Deutschland in sichere Anar chi e . . . .  „Unter
werfen wir u ns  bei der ersten P rü fu n g ,  die u n s  droht, den Mächten 
des A  u s l a  n d e s , dann, meine Herren! —  d a n n  w e r d  e n S i  e I h r  
e h e m a l s  s o s t o l z e s  H a u p t  n i e  w i e d e r  e r h e b e n .  D e n 
k e n  S i e  a n  m e i n e  W o r t e :  N i e ! "  Aber Herr S c h u b e r t  
zieht sofort das fait accompli — diesen Götzen der Gegenwart, der 
jetzt den Handelsvertrag durchsetzen soll —  herbei: „P reußen  h a t  
ratificirt; Preußen k a n n  nicht zurück." J a  er deutet an, daß wäh
rend man Schleswig für Deutschland rette, m an P reußen  für dasselbe 
verlieren könne. —

Und Herr von N a d o w i t z  fügt ergänzend hinzu: „P reußen  
habe den Waffenstillstand in seinem und i m  N a m e n  d e s  d e u t 
schen B u n d e s  abgeschlossen^ er sei r a t i f i c i r t . . . .  W enn  die Cen
tralgewalt ihn nicht gut heiße, so würde er wenigstens für  P r e u 
ß e n  sortbesteheU) Preußen müsse ihn aufrecht halten, und würde es 
unter der f r e u d i g s t e n  Z u s t i m m u n g  d e r j e n i g e n  T h e i l e  
s e i n e s  L a n d e s ,  d i e  u n t e r  d e n  b i s h e r i g e n  Z u s t ä n d e n  so 
s c h we r  l i t t e n . "

D e r  Waffenstillstand kam zu S ta n d e .  M a n  überließ später den 
Kampf Schleswig-Holstein allein. Ich schweige von demselben. Ich  
würde ein Buch schreiben müssen, wenn ich all das T raur ige  und 
Empörende verzeichnen wollte, w as während dieses Kampfes und 
nach demselben vorfiel. R ußland , E ng land  und Frankreich mischten 
sich immer stärker ein. M a n  brachte den L o n d o n e r  T r a c t a t  zu 
S ta n d e .  Ich  beabsichtige nicht auf  den I n h a l t  desselben näher ein- 
zugehen. D a ß  derselbe sehr erfreulich sei, wird kein Deutscher behaup
ten wollen. V o n  einem großen Theil der deutschen S t a a t e n  ward  er 
nicht anerkannt. A n e r k a n n t  a b e r  w a r d  er  v o n  de n  e u r o 
pä i s chen  M ä c h te n .  E s  würde mehr als bedenklich sein, bei den 
schwankenden europäischen Zuständen und bei den traurigen Verhält
nissen, in welchen einstweilen noch Deutschland in  Folge der preußischen 
Politik sich befindet, diese völkerrechtlich anerkannte B as is  zu verlassen. 
Inzwischen liegt in Schleswig-Holstein die Sache heute noch nicht 
n u r  nicht besser, nein, viel, viel schlimmer, a ls  damals.

Noch immer handelt es sich für u ns  um die Rettung deutscher 
Sprache, deutscher S i t te ,  deutscher Zucht gegen dänischen Uebermut. 
V o n  dem Landesherrn ist eine solche nicht zu erwarten. Gesetzt, er
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wünschte sie, bei den jetzigen Verhältnissen Copenhagens wäre er nach 

wie vor unvermögend, sie durchzusühren. Nicht er ist es, der in 

Copenhagen herrscht. Demnach ist es unsere, ist es Deutschlands 

Pflicht, hier aufzutreten. Deutschland hat das auch erkannt. Dieser 
Anerkennung entsprangen die Note Oestreichs vom 13. und Preußens 

vom 15. April.

I n  der Note Oestreichs heißt es:
Der Gang der Ereignisse des Jahres 1850 hatte es mit sich gebracht, daß vor

zugsweise die Kaiserlich Oesterreichische Regierung es war, welche, nachdem der 
Friedensschluß vom 2. Ju li des genannten Jahres alle streitigen Fragen offen 
gelassen hatte, mit dem Königlich Dänischen Hofe die Vereinbarungen von 1851/52 
unterhandelte, dieselben Vereinbarungen, mit welchen die Regierung Sr. Majestät 
des Königs Friedrich VII. nunmehr of fen zu brechen sich bestimmt gefunden 
hat. Es ist uns daher unmöglich, uns nicht daran zu erinnern, daß wir damals 
das Her zog t hum Holstein,  die Festung Re n d s bu r g  i nsbesonder e 
al s  ein P f a n d  i n  H ä n d en  hatten, welches w ir im Vereine mit Preußen, 
unseren damaligen ausdrücklichen Erklärungen zufolge, zu verwerthen entschlossen 
waren, um nach Wiederherstellung der Regierungsrechte des Königs-Herzogs auch 
für den deutschen Bund gerechte und billige Bedingungen durchzusetzcn. Im  V er- 
t r auen  a u f  das gegebene Wor t ,  daß Dänemark die indem Erlaste des Für
sten Schwarzenberg vom 26. December 1851 genau Gezeichneten Feststellungen als 
bindend betrachten werde, lieferte Oesterreich damals das Pfand aus, — D ä n e 
mark aber  hat  die e i ngegangene Schuld n i e m a l s  abget r agen ,  ja 
sich jetzt durch die T h a t  d e f i n i t i v  von dersel ben l osgesagt .

Der Kaiserliche Hof hält sich daher für berechtigt, unvorgreiflich der Bundes
beschlüsse gegen die Königlichen Verordnungen vom 30. März, als mit den von ihm 
in Gemeinschaft mit Preußen für den deutschen Bund unterhandelten Vereinbarungen 
von 1851 — 52 im Widerspruche stehend, rechtliche Einsprache, wie hiemit geschieht, 
einzulegen. Er sieht sich zugleich durch die gegenwärtige Sachlage veranlaßt, sich 
vorzubehalten, die Berichtigung der aus dem Executionszuge nach Holstein herrüh
renden, in der Bundestagssitzung vom 11. August 1853 gehörig angemeldeten 
Schu l d f o r de r ung  an Dä n e ma r k  zu verlangen, beziehungsweise zu bean
tragen, daß der Bund wegen Geltendmachung dieses Ersatzanspruchs die geeignete 
Einleitung treffe.

Nicht weniger wie vom Standpunkte des Rechts aus müssen wir aber zweitens 
aus den Gründen, die wir dem Gebiete der Politik, ja unserem oft bewährten 
Interests an der Wohlfahrt der uralten dänischen Monarchie entnehmen, die Kopen- 
hagener Entschließungen vom 30. März auf das Tiefste beklagen.

Im  verflossenen Jahre, als uns die Unfruchtbarkeit der endlosen Polemik über 
die Auslegung der oftgedachten Vereinbarungen klar bewiesen zu sein schien, hielten 
wir für nöthig, in unserem Memorandum vom 12. August freimüthig darzulegen, 
daß wir die Ursache des Mißlingens aller seitherigen Verständigungsversuche in 
dem g anz ens e i t dem J a h r e  1855 i n K o p e n h a g e n b e f o l g t e n R e g i e -  
rungssysteme erbl icken müßten.  W ir warnten in ernsten und wohlge-
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meinten Worten vor den augenscheinlichen Gefahren des Versuches, aus der dänischen 
Monarchie, statt ihr mit Rücksicht auf ihre eigenthümlichen Bedürfnisse eine alle 
Landestheile gleichmäßig umfassende Gesammtverfassung zu geben, einen n a tio n a l
dänischen E i derst a at  neben einem völlig abgesonderten Holstein sich heraus
bilden zu lassen. Der Hof von Kopenhagen hat sich unserer Auffassung nicht ange
schlossen, er hat im Gegentheile nunmehr einen entscheidenden Schritt gethan, um 
d a s P r o g r a m m d e r s o g .  ei der  dänischen P a r t e i  zu ver wi r k l i chen .  
Ohne Zweifel ist er der beste Richter über das, was dem dänischen Reiche frommt, 
aber w ir für unseren Theil sind nichtsdestoweniger zu tief überzeugt, daß der einge
schlagene Weg zu keinem guten Ziele führen könne, als daß wir nicht an dieser 
Stelle ausdrücklich hervorheben sollten, daß die Verordnungen vom 30. März in 
diametralem Gegensatz zu allen unseren Rathschlägen erlassen worden sind."

Die Note Preußens sagt:
Ich darf nicht vergessen, daß es Preußen und Oesterreich gewesen sind, 

welche jene Vereinbarungen durch ihre Verhandlungen mit der königl. dänischen 
Regierung vorbereitet und herbeigeführt haben. Sie haben, nachdem die Verhand
lungen unter ihnen selbst zum Abschlüsse gediehen waren, unter Vorbehalt der 
definitiven Genehmigung des Bundes, mit dessen Mandat sie beauftragt waren, 
die Zurückziehung ihrer Truppen aus dem Herzogthum Holstein und die Uebergabe 
der vollen Regierungsgewalt in die Hände des Königs-Herzogs angeordnet; sie 
haben die von ihnen festgestellte Vereinbarung dem Bundestage zur Annahme an
empfohlen ; und es ist auf ihren Antrag, daß der Bund in der Sitzung vom 29. Ju li 
1852 dieselbe genehmigt und die Sanction der Veränderung eines Rechtszustandes 
ausgesprochen hat, welcher noch kurz vor dem Ausbruche der Wirren von Sr. Maje
stät dem Könige von Dänemark selbst als ein bestehender und althergebrachter an
erkannt, und gerade von Preußen in dem Frieden vom 2. August 1850 in  integro 
gewahrt worden war.

Die königl. Regierung hat sich schon damals nicht verhehlen können, daß sie 
durch ihre Empfehlung der Vorschläge und Versprechungen Sr. Majestät des Königs 
von Dänemark zur Annahme des Bundes eine ernste Verantwortlichkeit gegen den 
letzteren übernommen habe, und daß sie selbst Vorwürfen nicht entgehen werde, 
wenn das damals ausgesprochene Vertrauen auf eine wirklich befriedigende Lösung 
sich als eine Illusion erweisen sollte. Im  Gefühle dieser Verantwortlichkeit hat sie, 
auch nachdem ihr Mandat an den Bund zurückgegeben und die ganze Angelegenheit 
wieder in des letztem Hände gelegt war, es für ihre Pflicht gehalten, im Lauf des 
seitdem verflossenen Decenniums, mit ollen ihr im Wege freundschaftlichen Rathes 
und ernster Mahnung zu Gebot stehenden Mitteln auf die wirkliche Ausführung 
jener Vorschläge und die Erfüllung jener Verheißungen hinzuwirken. Sie hat 
namentlich im vergangenen Jahre durch die in Gemeinschaft mit dem Wiener 
Cabinet geführten Verhandlungen noch den Versuch gemacht, die königl. dänische 
Regierung zu einer Anerkennung der Rechte des deutschen Bundes auf der Basis 
der Vereinbarungen von 1851/52 zu bewegen.

Die Antwort auf diese, von der größten Mäßigung eingegebenen Bemühungen 
ist in der Bekanntmachung vom 30. Mürz d. I .  enthalten.

Wenn die königl. dänische Regierung bis dahin die 1851 und 1852 von ihr
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gegebenen Versicherungen nur unerfüllt gelassen hatte, so hat sie nunmehr durch 
diesen Erlaß denselben direct zuwider gehandelt und sich in wesentlichen Punkten 
ausdrücklich von ihnen losgesagt.

Der in dem Eingänge der Verordnung gemachte Versuch, die Schuld der Nicht
ausführung auf den deutschen Bund und die holsteinischen Stände zu werfen, ist in 
sich selbst zu nichtig, und bereits zu oft und zu gründlich widerlegt, als daß es jetzt 
noch eines Anderen bedürfte, als einer einfachen Abweisung desselben. Wir werden 
es dem Bunde überlassen können, auf die Geduld hinzuweisen, mit welcher er nun 
zehn Jahre lang auf die Ausführung gewartet hat.

Aber wir können nicht umhin, der königl. dänischen Regierung schon jetzt und 
in unserem eigenen Namen zu erklären, daß wir die Bedingungen, unter welchen 
wir im Frühjahr 1852 in die Zurückgabe der Regierungsgewalt in die Hände des 
Königs-Herzogs willigten, und im Sommer desselben Jahres die Sanction des 
Bundes dafür beantragten, durch das jetzige Vorgehen der königl. dänischen Regie
rung verletzt finden, und daß wir derselben weder uns, noch dem Bunde gegenüber 
das Recht zugestehen können, von den Verpflichtungen, welche sie zuerst Preußen 
und Oesterreich und sodann dem Bunde gegenüber ausdrücklich übernommen hatte, 
und welche bereits vor Jahren von der königl. großbritannischen Regierung als 
eine Ehrenschuld bezeichnet worden sind, einseitig zurück zu treten. ,

In  diesem Sinne haben wir unsere Rechtsverwahrung durch die von Ew. Ex- 
cellenz übergebene Note eingelegt und wiederholen dieselbe noch besonders in unserem 
eigenen Namen.

Wir können es nur auf's Tiefste bedauern, wenn durch die neuen, den 
Tendenzen einer bekannten, auf die vollständige Incorporation Schleswigs hinar
beitenden Partei entsprechenden Maßregeln das ganze Ergebniß der Verhandlungen 
von 1851—52 wieder in Frage gestellt erscheint, und wenn dadurch selbst den letzten 
Vermittlungsversuchen einer befreundeten und unparteiischen Macht, wie die königl. 
großbritannische Regierung sich erwiesen hat, direct entgegengetreten ist. Aber wir 
müssen die Schuld der möglicherweise daran sich knüpfenden Verwickelungen lediglich 
der königl. dänischen Regierung zuschieben, welche es vorgezogen hat, statt der auch 
von anderen Seiten unterstützten Rathschläge dieser Macht, den Eingebungen einer 
Partei zu folgen, welche unter dem Vorwande speciell dänischer Jnteresien das so 
wünschenswerthe und so natürliche gute Einvernehmen zwischen Dänemark und 
Deutschland zu stören beflissen gewesen ist.

Ebenso und noch stärker hat sich H a n n o v e r  erklärt; wir sehen 
das aus seinen in der Bundesversammlung gestellten Anträgen und 
aus deren eingehender, umständlicher Begründung. Sie lautet nach 
Nr. 190 der „N . H. Z ." wie folgt:

Von Seiner Majestät dem Könige, seinem allergnädigsten Herrn, ist der Ge
sandte beauftragt, der hohen Bundesversammlung in Bezug auf die Erlasse der 
königl. dänischen Regierung vom 30. v. M., betreffend die Stellung der Herzog
tümer Holstein und Lauenburg in der dänischen Gesammtmonarchie, Folgendes 
vorzutragen:
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I n  der V ereinbarung, welche die allerhöchsten Höfe von W ien und B erlin  im 
N am en des deutschen B undes m it der königlich dänischen Regierung im J a h re  
1851 und 1852 abschlossen, hatte die letztere bestimmte Verbindlichkeiten hinsichtlich 
der S te llu ng  eingegangen, welche die Herzogthümer Schlesw ig, Holstein und L auen
burg in der künftigen O rganisation  der dänischen M onarchie bekommen sollten. 
D ah in  gehörte vornehmlich: daß die V erbindung der verschiedenen Landestheile zu 
einem wohlgeordneten G anzen aufrecht erhalten und fortgeführt werde und gleich
a rtig  und verfasiungsm äßig sei; daß bei jener O rganisation jede ausschließlich 
nationale und einseitige Richtung beseitigt und den In stitu tio nen  des L andestheils 
D änem ark keine ausschließliche Bevorzugung zugew andt w erde; und daß die ein
zelnen Landestheile a ls  G lieder eines Ganzen gleichberechtigte S te llu ng  bekämen 
und kein Theil dem ändern untergeordnet werde. I n  Bezug auf Schleswig w urde 
noch insbesondere vereinbart, daß dieses Herzogthum weder in das Königreich D än e
mark incorporirt noch irgend welche Schritte geschehen sollten, die dahin abzweckten, 
und daß die beiden N ationalitä ten  in  diesem Herzogthume auf den F u ß  völliger 
Gleichheit gestellt würden und dieserhalb die gewünschten Bürgschaften empfingen. 
Außerdem w urde sowohl der O rganisation  der Monarchie gegenüber, a ls  in  V er- 
hältn iß  zu der neuen Einrichtung der Landestheile Holstein und Lauenburg, die 
B eibehaltung der Rechte und Pflichten des deutschen B undes und des K önigs von 
D änem ark ausdrücklich Vorbehalten, welche a u s  den Grundgesetzen des B undes folgen.

I n  ihren wesentlichen Bestandtheilen wurden leider jene übernom menen V er
pflichtungen nicht von der königlich dänischen R egierung erfüllt und diese V ersäum - 
n iß  bildete den Gegenstand der Bundesbeschlüsie vom 11. F ebruar und 12. A ugust 
1858. Jn d eß  nu n  kam jene R egierung wieder den Bundesbeschlüsien nicht gehörig 
nach, welche die E rfüllung forderten. Z w ar hob sie die Gesammtverfassung vom 
2. O ctober 1855 für Holstein und Lauenburg auf, ließ sie aber für Schlesw ig 
bestehen und führte keine solche Einrichtung herbei, durch welche die Herzogthümer 
in  eine gleichberechtigte S te llu n g  m it dem Königreiche Dänemark gekommen w ären. 
V ielm ehr standen Holstein und Lauenburg nach jener Aufhebung noch ungünstiger 
a ls  zuvor, denn sie besaßen nun gar keine M itw irkung an  der Regierung der gemein
samen Angelegenheiten.

D a  kein D efinitivum  von der königlich dänischen Regierung zu erlangen w ar, 
welches den V ereinbarungen entsprach, so suchte die hohe B undesversam m lung 
wenigstens bis zur endlichen R egulirung  der Angelegenheiten ein P roviso rium  au f
zurichten, d as die Herzogthümer Holstein und Lauenburg in der Zwischenzeit nicht 
völlig schutzlos ließ. D ie Bundesbeschlüsie vom 8. M ärz 1860 und 7. F eb ru a r 
1861 galten diesem Zwecke. Indessen selbst in Hinsicht dieser Beschlüsse w urde nicht 
erreicht, daß die königlich dänische R egierung sie gehörig ausführte. Eine ganze 
Reihe von Gesetzen, gemeinsame Angelegenheiten betreffend, sind seit dem J a h re  
I8 6 0  dem dänischen Reichsrathe vorgelegt, dagegen den holsteinischen S tän d en  nicht 
m itgetheilt worden. D a s  N orm albudget und die B udgets über die Zuschüsse von 
1860— 1862 w urden octroyirt und G elder über das N orm albudget h inau s ohne 
Bestim m ung der holsteinischen S tän d e  entnommen.

W ährend aber der Deutsche B un d  und die königlich dänische R egierung noch 
im S tre i t  w aren wegen der E rfüllung jener Verbindlichkeiten, a u s  den J a h re n  
1851 und 1852 stammend, ging von dieser Regierung ein neuer Act au s , welcher
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sich offen über die Vereinbarung von 1851/52 hinwegsetzte und das Verhältniß von 
Holstein und Lauenburg in der dänischen Monarchie auf eine neue Weise ohne Zu
thun des deutschen Bundes und der Herzogthümer definitiv ordnen soll: sie erließ 
die Bekanntmachung vom 30. v. Mts.

Wie es scheint, nimmt der Eingang der König!. Verordnung an, daß von 
Seiten Deutschlands die Organisation der dänischen Monarchie in einer e in he i t 
lichen Repräsentation für den einzigen Weg zur Bildung eines wohlgeordneten 
Ganzen angesehen und so gefordert worden wäre. Dies ist jedoch nicht der Fall, 
vielmehr giebt es noch andere Wege zu diesem Ziele. Noch jüngst hatte der Graf 
Rusiell einen Vorschlag gemacht, welcher eine vortreffliche Grundlage für die Orga
nisation eines dänischen Gesammtstaats abgegeben hätte, wenn er von der königl. 
dänischen Regierung angenommen wäre, obschon er keinen centralen Reichsrath 
enthielt. Indessen man darf wohl annehmen, daß der eigentliche Grund, weshalb 
jetzt die königl. Regierung, abweichend von ihren früheren Intentionen, die einheit
liche Repräsentation verwirft, darin liegt, daß sie überhaupt kein Ganzes der 
dänischen Monarchie mehr will, sondern vielmehr eine solche Organisation, welche 
die Monarchie in zwei Stücke theilt. Zu diesem Plane paßt natürlich weder 
Gesammtstaat noch gemeinschaftliche Verfassung.

Wendet man sich nunmehr zur Beurtheilung der Bekanntmachung vom 30. 
v. M., so zeigt sich Folgendes:

I. Die Verfassung von 1855 wurde durch Bundesbeschluß vom 11. Februar 
1858 für ungültig für die Herzogthümer Holstein und Lauenburg erklärt, weil sie 
ohne Verhandlung mit den Ständen erlassen war. Der Erlaß vom 30. v. M. steht 
ganz in gleichem Verhältnisse wie jene Verfassung; er enthält die Grundzüge einer 
neuen allgemeinen Verfassung für beide Herzogthümer und ist octroyirt, widerspricht 
also dem Art. 56 der Wiener Schlußacte. Er muß demnach gleichfalls für einen 
ungültigen Act angesehen werden. Alles, was jene Bekanntmachung enthält, mit 
Einschluß der finanziellen Bestimmungen, ist sonach rechtsunverbindlich dem Deut
schen Bunde gegenüber und für die Herzogthümer.

n. Die Bekanntmachung vom 30. v. M. widerstreitet der Vereinbarung von 
1851/ö2. Sie verletzt jene Uebereinkunft in mehreren Richtungen.

1. Durch die Vereinbarung wurde bedungen, daß die definitive Organisation 
der Monarchie nur auf verfassungsmäßigem Wege, also nicht ohne Verhandlung 
mit den Stünden der Landestheile eingeführt werden sollte. Die Stände der Herzog
thümer sind aber vor der Publication jener Verordnung vom 30. v. M. weder 
gehört worden, noch haben sie ihre Zustimmung ertheilt.

2. Durch die neue Organisation vom 30. v. M. ist den Herzogtümern Hol
stein und Lauenburg weder eine gleichartige noch gleichberechtigte Stellung in der 
Monarchie zugetheilt. Die Monarchie wird durch sie in zwei Stücke gespalten, 
erstens in ein dänisches Reich bis zur Eider mit einheitlicher Verfassung, und 
zweitens in Holstein und Lauenburg, aber beide nicht als Einheit, sondern getrennt, 
mit zwei Verfassungen und nicht mit gleicher selbständiger Stellung neben dem 
dänischen Reiche stehend hinsichtlich der gemeinsamen Angelegenheiten und deren 
Verwaltung, sondern als untergeordneter und unebenbürtiger Anhängsel jenes 
Reiches.
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Ein Vergleich zwischen der Stellung beider Gruppen zeigt die entschiedene Vor
herrschaft des Eiderstaats und in ihm wiederum des Landestheiles Dänemark, und 
andererseits die Zurücksetzung der Herzogtümer.

Nach der Verfassung von 1855 wird die höchste Gewalt in den gemeinschaft
lichen Angelegenheiten durch die M in is te r  ausgeübt; über alle wichtigen Ange
legenheiten und Maßregeln wird im Geheimen Staatsrathe verhandelt: die Minister 
für die allgemeinen Angelegenheiten sind aber dänisch und sie bilden unter Hinzu
rechnung des Special-Ministers für Dänemark die Majorität. Ja dermalen ist sogar 
ein dänischer Minister zugleich Minister für Holstein. Die Herzogtümer haben 
also weder Antheil noch Einwirkung in der Centralleitung, sondern der Landestheil 
Dänemark herrscht darin, obschon bei den Verhandlungen von 1851/52 die Gleich
berechtigung der Landestheile auch im Staatsrathe vorausgesetzt wurde.

Dem Reichsrathe, also Dänemark, sind die allgemeinen Minister verantwortlich: 
die Herzogtümer besitzen in den gemeinsamen Angelegenheiten keine verantwortliche 
Minister. Daher besteht ministerielle Abhängigkeit dem Landestheile Dänemark 
gegenüber und dieser Landestheil ist gedeckt gegen provisorische Gesetze und Aus
gaben, welche die Ministerconferenz beschließt, wenn der Reichsrath abwesend ist, 
mährend die Herzogtümer keine Hülfe gegen solche außerordentliche Maßnahmen 
haben.

Bei der Stellung der Minister zu Dänemark und dem Reichsrathe liegt es 
ferner in der Natur der Sache, daß sowohl, was die Minister in gemeinsamen An
gelegenheiten vornehmen und an die Stände bringen, als der Gang dieser Sachen, 
sich hauptsächlich um den Landestheil Dänemark und seine Interessen und Wünsche, 
nicht aber um die Herzogtümer drehen. Auch hat nur Dänemark das Recht der 
Initiative und Beschwerden in gemeinsamen Angelegenheiten; wenigstens besitzen 
blos seine Gravamina Bürgschaft, daß sie berücksichtigt werden.

Der Reichsrath hat endlich die legislative Gewalt in Bezug auf das Normal- 
Budget : die Herzogtümer besitzen sic nicht. Und aus der Verordnung vom 30. 
v. M. sieht man noch nicht, ob die Herzogtümer das gesetzgebende Recht bei den 
gemeinschaftlichen Steuern und Staatsanleihen bekommen sollen.

Die Bekanntmachung vom 30. v. M. scheint allerdings den Herzogtümern 
Manches zu gewähren, dies verliert jedoch in näherem Betracht gar sehr an Bedeu
tung.

a. Es soll das holsteinische Contingent ausgesondert werden. Wenn dieser 
Truppentheil in den Herzogtümern stationirt bliebe und mit Officieren aus ihnen 
versehen würde, so wäre diese Maßregel erwünscht und zweckmäßig. In  der Be
kanntmachung vom 30. v. M. wird aber nichts davon erwähnt, daß künftig das 
Contingent in den Herzogtümern sieht; es bleibt vielmehr unter dem Kriegsminister, 
welcher dem Reichsrathe, nicht den Ständen der Herzogthümer verantwortlich ist; 
und da die Bildungsanstalten gemeinschaftlich, also dänisch bleiben sollen, so wird 
das Contingent auch künftig eine gemeinschaftliche Anstalt sein und von Dänemark 
abhängen. Die Absonderung ist folglich insoweit eine bloße Formalität. Reelle 
Wirkung wird aber die Maßregel darin zeigen, daß sie künftig Holstein und Lauen
burg mehr belastet: denn sie werden neben ihrem Contingent auch noch mit Mann
schaften zu den Garden beitragen, und sie müssen künftig mehr für die Armee zahlen.
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Die V erordnung führt nämlich die merkwürdige V eränderung ohne B eistim m ung 
der Landschaften ein, daß sie die Kosten für die T ruppen  der beiden Herzogthüm er 
au s  dem allgem einen B udget w egthut und auf d as  Specialbudget der Herzogthüm er 
legt. S ie  zahlen also künftig doppelt, erstens fü r ihren T ruppentheil a u s  ihren 
Sonderfinanzen, und dann  nochmals fü r die ganze Armee im gemeinschaftlichen 
Budget. Auch hat d as V erlegen der Kosten auf die Specialcasie der Herzogthüm er 
muthmaßlich noch den besondern Zweck, daß künftig die außerordentlichen A usgaben , 
welche das C ontingent in  Folge von Bundesbeschlüssen (also Bundeskrieg, B u n d es
m anöver u . s. w .) verursacht, dem b e s o n d e r e n  B udget zur Last gelegt werden 
sollen.

b. Hinsichtlich der M arine  und fü r eine ganze Reihe anderer A usgaben , die 
zum großen Theile n u r Jn teresien  und A nstalten des demnächstigen E iderstaats 
sind, bleibt Holstein, w a s  das Z ah len  betrifft, in der Gemeinschaft, ohne daß ihm 
aber ein E influß eingeräum t ist au f d as Feststellen, Aendern, C on troliren  dieser 
A usgaben, oder auf die V erw endung, oder auf die Angelegenheiten, fü r welche 
gezahlt w i r d ; D änem ark dagegen besitzt diese Einw irkung.

c. D ie holsteinischen S tän d e  sollen hinsichtlich der Zuschüsie, welche über das 
N orm albudget hinausgehen, von 1864 an  d as  B ew illigungsrecht haben. Jn d e ß  
dasielbe Recht ist nicht Lauenburg beigelegt. Außerdem möchte w ohl diese B ew illi
gung ziemlich illusorisch sein. D a s  Aussetzen ihrer W irkung bis zum 1. A pril 1864 
zeigt an , daß die Zuschüsie zum N orm albudget noch bis zu jenem Term ine octroyirt 
werden sollen; w enigstens hat jüngst ein officielles O rg a n  in Kopenhagen erklärt, 
daß die Zuschüsie fü r die Periode von 1862 b is 1864 zur Casie kommen werden, 
auch abgesehen von der B ew illigung der holsteinischen S tänd e . Außerdem  b rin g t 
d as Wesen der Gemeinschaft und der Q uotentheile, nach denen die gemeinschaft
lichen A usgaben  auf die Landestheile re p a r tir t  sind, m it sich, daß jenes B ew illi
gungsrecht der holsteinischen S tü n d e  m it leichter M ühe eludirt werden k an n : die 
V orstellung, welche diese S tänd e  bei ihrem  neuesten Zusam m ensein an  des K önigs 
von D änem ark M ajestät gerichtet haben und die jetzt der hohen B undesversam m 
lung vorliegt, w eist dies schlagend nach. U nd hinter dem Bew illigungsrechte steht 
noch jener Grundsatz, welchen die königlich dänische R egierung im P roviso rium  
zur G eltung brachte: „soweit dies m it den obliegenden Pflichten gegen die nicht 
zum Deutschen B unde gehörigen Landestheile vereinbar ist und die F o rtfüh rung  
einer geregelten Finanzwirthschaft es z u lä ß t" ; nach ihm kann nöthigenfalls die 
fehlende B ew illigung regim inalseitig ergänzt werden.

d. D ie holsteinischen S tän d e  sollen ferner d as  Zustim m ungsrecht in  den gem ein
schaftlichen Angelegenheiten bekommen — von Lauenburg ist auch hier keine R ed e ; 
in  diesem Punkte hätte also Holstein nach dem Buchstaben der Bekanntm achung eine 
coordinirte S te llu ng  m it dem Lande D änem ark bekommen. Jn d eß  die Gleichstellung 
ist doch m ehr Schein a ls  Wirklichkeit. Alle jene E inw irkungen auf die In it ia tiv e , 
auf den I n h a l t  der Gesetz-Entwürfe, auf die Discussion und auf die A usfüh rung  
der Gesetze, welche dem Lande D änem ark zur D isposition stehen und zur Beachtung 
s e i n e r  Jn te res ien  zwingen, weil die M a jo ritä t  der M inister ihm  angehört und 
ihm verantw ortlich ist, fallen bei der leg islativen  M itw irkung der holsteinischen 
S tän d e  weg. Außerdem ist schon jetzt in der Bekanntm achung die verliehene gesetz
gebende G ew alt Holsteins dadurch bedroht, daß , im Falle keine Uebereinstimmung
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in gemeinschaftlichen Angelegenheiten zwischen dem Reichsrathe und der holsteinischen 
Ständeversammlung entsteht, die nothwendigen Veranstaltungen getroffen werden 
sollen. Schwerlich werden aber diese Anordnungen bei der Stellung des Mini- 
riums zu dem Reichsrathe und bei dessen Uebergewicht zum Vortheil von Holstein 
und Lauenburg ausfallen und muthmaßlich auch nicht darin bestehen, was die 
königlich dänische Regierung im Jahre 1851 als Auskunftsmittel für den Fall vor
schlug, wenn unter den Ausschüssen keine Uebereinstimmung entstände, daß nämlich 
dann der Zustand intact bleiben sollte, wie er b i she r  war.

e. Endlich ordnet die Bekanntmachung noch an, daß vom 1. April 1864 an die 
Verwaltung der besonderen holsteinischen Finanzen dem Ministerium für Holstein 
und Lauenburg übertragen werden soll. Diese Suspension der Ausführung der 
Anordnung hängt muthmaßlich mit jenem Octroyiren der Zuschüsse der Finanz
periode von 1862 bis 1864 zusammen. Sie wird aber auch künftig keinen beson
deren Werth haben, da nach den im Lande Dänemark gemachten Erfahrungen, wo 
auch eine Zeit lang der Sonderminister die Sonderfinanzen dirigirte, sich zeigte, 
daß die Stimme des allgemeinen Finanzministers doch maßgebend war.

3) Durch die Organisation der Monarchie, welche die Bekanntmachung vom 
30. v. M . einführt, wird Holstein und Schleswig wechselseitig mehr von einander 
gesondert, als durch die Vereinbarung von 1851/ö2 bedungen oder vorausgesetzt war.

Während die V e r b i n d u n g  aller Landestheile zu einem wohlgeordneten 
Ganzen als Grundlage für die Organisation der dänischen Monarchie vereinbart 
und die frühere administrative Verbindung von Schleswig und Holstein deutscher 
Seits im Jahre 1851 nur aufgegeben wurde unter der Voraussetzung, daß die 
königlich dänische Regierung einen Gesammtstaat mit gerechter, gleichartiger und 
gleichberechtigter Stellung seiner Glieder herstellte, wird jetzt Holstein hinsichtlich 
der Legislation und vollständig zu Gunsten eines Eiderstaates von den übrigen 
Landestheilen, namentlich von Schleswig abgesondert, ferner die Gemeinsamkeit 
in der Administration und in verschiedenen Einrichtungen beschränkt und endlich 
weiterer Trennung im Art. 5 eine gesetzliche Grundlage gegeben. So enthält die 
Bekanntmachung das klare Programm für eine vollständige Lösung des gemein
schaftlichen Bandes, welches Holstein und Schleswig noch bisher als zusammenge
hörige Theile derselben staatlichen Organisation an einander knüpfte.

4) Schleswig wird zwar in der Bekanntmachung vom 30. v. M. nicht erwähnt, 
trotzdem enthält sie einen neuen Schritt, welcher auf das Ziel der eiderdänischen 
Politik, auf die völlige Einverleibung des Herzogthums in das Land Dänemark, 
hinwirkt und das deutsche Element noch mehr der Dänisirung preis giebt. Denn 
zur Aussonderung von Holstein ist die Incorporation von Schleswig das nothwen- 
dige Correlativ.

Schleswig soll künftig definitiv nur mit dem Königreiche Dänemark in einheit
licher Verfassung und Centralverwaltung hinsichtlich der gemeinschaftlichen Ange
legenheiten vereinigt sein; in dieser Beschränkung bleibt also das Princip der 
einheitlichen Verfassung und Repräsentation bestehen, welches der Eingang der könig
lichen Bekanntmachung verwirft. Da aber offenbar Dänemark das Hauptland in 
dieser Verbindung ist, Schleswig als Nebenland darin steht, auch sein Antheil an 
der Centralleitung und an der Repräsentation im Reichsrath völlig untergeordnet
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ist, so existirt das Wesentlichste, welches zum Begriff der Incorporation gehört. Im  
Jahre 1854 erklärte das damalige dänische Ministerium schon die übrigen Landes- 
theile für untergeordnet, wenn bei bloß berathender Mitwirkung des Reichs
raths das dänische Element zu sehr in der Majorität sei; jetzt besitzt der Reichsrath 
entscheidende Stimme und das schleswigische Element befindet sich in ihm tief 
in der Minorität °. die Unterordnung Schleswigs ist also gegenwärtig verdreifacht.

Die Quelle für den Plan und die Ausführung dieses neuen Actes vom 30. 
v. M. liegt klar vor: es ist dieselbe einseitige, ausschließlich nationale Tendenz, 
welche schon seit Jahren den Widerstand des Landes Dänemark gegen die Ausbil
dung eines wohlgeordneten Gesammtstaats und wider die gleichberechtigte Stellung 
der Landestheile höher anschlug, als alle Interessen und Rechte der übrigen Landes- 
theile und der Rechte Deutschlands, und welche zu Gunsten eines Eiderstaats thätig 
war. Sie will den Besitz der Suprematie, in welchen sich der Landestheil Däne
mark 1849 in den gemeinsamen Angelegenheiten setzte, ungeschmälert erhalten, und 
die Leitung nicht mit den Herzogthümern theilen. Aus dieser Ursache entsprangen 
alle Wirren in der dänischen Monarchie seit 1852.

111. Die Bekanntmachung vom 30. v. M. beschädigt die In teressen der 
Herzogthümer auf das höchste.

Holstein und Lauenburg erscheinen in der Verbindung, welche die Verordnung 
als Organisation der Monarchie aufstellt, als Anhängsel des Eiderstaates, welcher 
für dessen Errichtung gehörige Consolidirung und Erhaltung und für seine Inte
ressen alljährlichen Tribut entrichtet. Im  Wesentlichen bleiben die Herzogthümer 
trotz der theilweisen Aussonderung einer national-dänischen Leitung unterworfen; 
denn jene Aussonderung ist so eingerichtet, daß sie zwar einerseits allen Zusammen
hang mit Schleswig aufhebt, aber ihnen andererseits keine Selbständigkeit in den 
gemeinsamen Angelegenheiten und keinen eingreifenden Einfluß gewährt, gleichwie 
Dänemark sie hat.

Die Einrichtung, welche die Bekanntmachung einführt, setzt ferner Holstein und 
Lauenburg in ein System von Disharmonie mit den übrigen Landestheilen. Denn 
künftig sind die gemeinschaftlichen Angelegenheiten vorzugsweise Sachen und Inte
ressen des Landestheiles Dänemark. Wenn also die Herzogthümer künftig dazu 
beisteuern oder sich legislativ damit beschäftigen, thun sie dies für den Eiderstaat. 
Es ist nur naturgemäß, daß daraus bei ihnen eine fortdauernde Neigung entsteht, zu 
versagen, und daß hieraus bei ihnen wiederum Verstimmung und Uneinigkeit mit 
den anderen Landestheilen entspringt. Und da das Wesen der gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten mit sich bringt, daß, wenn der Reichsrath Ausgaben oder Maß
regeln beschlossen hat, dies auf Holstein und Lauenburg in so fern einwirkt, als nun 
die Nothwendigkeit entsteht, auch ihre Bestimmung dazu zu erlangen: so wird von 
Seiten der anderen Landestheile ein beständiges Drängen, Pressen, Befeinden, und 
von Seiten der Regierung eine Neigung zum Octroyiren Dessen vorhanden sein, 
wozu die Herzogthümer ihre Zustimmung nicht geben wollen. Diese Kette stetiger 
Zwietracht der Landestheile kann schwerlich eine wohlgeordnete gleißmäßige Orga
nisation der dänischen Monarchie genannt und dem Principe ihrer Integrität ent
sprechend gefunden werden, welches letztere gerade verbietet, daß der Zusammenhang 
der Bestandtheile der Monarchie loser gemacht werde. Jene Zwietracht beschädigt
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so gut die Interessen der Herzogthümer und Deutschlands, als die von Europa, in
dem sie die Quelle zu neuen Wirren und Conflicten nach allen Seiten enthält.

Die neue Stellung der Herzogthümer in der Monarchie bedroht endlich Gemein
samkeiten, namentlich mit Schleswig, deren Aufhören das materielle Wohl von 
Holstein und Lauenburg schwer beschädigen würde. Denn es kann nicht fehlen, daß 
in weiterer Ausbildung der Trennung zwischen Schleswig und Holstein dänischer 
Seits danach gestrebt wird, auch die Verbindung aufzuheben, in welcher jetzt noch 
Dänemark und Schleswig mit Holstein und Lauenburg hinsichtlich des Systems der 
Zölle und anderer derartiger materieller Einrichtungen stehen und auf welche bei 
der Vereinbarung von 1851/s2 so großes Gewicht gelegt wurde.

Im  Aufträge seines allerhöchsten Königs und Herrn erlaubt sich nach allen 
Diesem der Gesandte folgende Anträge:

Hohe Bundesversammlung wolle:
1) Die Festsetzung des Verhältnisses der Herzogthümer in der Dänischen Ge- 

sammtmonarchie, wie es durch die Bekanntmachung der königlich dänischen Regierung 
vom 30. v. M . angeordnet wird, für rechtsunverbindlich erklären, weil sie sowohl 
den Vereinbarungen von 1851 und 1852, als den Grundgesetzen des deutschen 
Bundes und den in der holstein-lauenburgischen Angelegenheit erlassenen Bundes
beschlüssen widerstreitet;

2) die königlich dänische, herzoglich holstein-lauenburgische Regierung ausfordern, 
daß sie diese Regulirung zurücknehme und binnen sechs Wochen jene Anzeige mache, 
welche die Bundesbeschlüsse vom 11. Februar und 12. August 1858 für ein Defini
tivum auferlegten;

3) die Gesetze, Verordnungen und Maßnahmen für rechtsunverbindlich erklären, 
welche von der königlich dänischen Regierung seit dem Bundesbeschlusse vom 8. Mürz 
1860 diesem zuwider für die Herzogthümer Holstein und Lauenburg ausgegangen 
sind, und ferner die königlich dänische Regierung auffordern, daß sie in der Zwischen
zeit bis zur desiniven Regulirung der holstein-lauenburgischen Verfassungsange
legenheit die Bundesbeschlüsse vom 8. Mürz 1860 und 7. Febr. 1861 innehalte;

4) in B«zug auf das Herzogthum Schleswig gegen jeden Versuch, dieses 
Herzogthum von Holstein in der Verfassung und Verwaltung der allgemeinen 
Angelegenheiten weiter auszusondern, als es nach der Vereinbarung von 1851/52 
bedungen war, feierlich protestiren, die Rechte des deutschen Bundes gegen jegliche 
Incorporation von Schleswig in das Land Dänemark oder dahin abzweckende 
Schritte verwahren und sich Vorbehalten, wider solche Schritte der königlich däni
schen Regierung die geeigneten Maßregeln zu ergreifen;

5) den vereinigten holsteinischen und Executions-Ausschuß beauftragen, die 
Schritte zu berathen und demnächst vorzuschlagen, welche vorgenommen werden 
müßten, falls die königlich dänische Regierung den oben genannten Anforderungen 
nicht nachkommt.

Außerdem erinnere ich an die g le ich lau tende  in Copen
hagen erlassene Note der Gesandten von Oestreich und Preußen, 
welche nach der Wiener Zeitung lautet, wie folgt:

3
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An
des Königlich Dänischen Conseilspräsidenten und Ministers der auswärtigen Ange

legenheiten Herrn Hall re. Excellenz.
Kopenhagen, 17. April 1863.

Der Unterzeichnete Kaiser!. Königl. Oesterreichische außerordentliche Gesandte 
und Bevollmächtigte Minister beehrt sich Sr. Excellenz dem rc. rc. Herrn Hall die 
nachstehende Eröffnung zu machen.

Die auf die Verfassungsverhältnisse des Herzogthums Holstein bezüglichen 
Allerhöchsten Bekanntmachungen und Rescripte vom 30. März d. I .  sind der Kaiserl. 
Königl. Oesterreichischen Regierung durch den Königlich Dänischen Gesandten in 
Wien ohne weitere schriftliche Aeußerung mitgetheilt worden.

Der Unterzeichnete ist in Folge dessen beauftragt, dem Herrn Minister Hall 
zu erklären, daß seine Allerhöchste Regierung inU ebe re in s t im mungm i tdem  
Königl ich Preußischen Cabinet  dem hohen deutschen Bunde dieBeurthei- 
lung der durch die Erlasse getroffenen Maßregeln vorbehält und für denselben, ebenso 
wie für sich selbst, a l le  auf den Ve re inba rungen von 1852 oder auf 
irgendwelchen anderen Grundlagen beruhenden Rechte und An
sprüche bundesrecht l icher oder völkerrechtl icher Natur ,  wie hie- 
mi t  geschieht, ausdrücklich wahrt .

Indem der Unterzeichnete sich des ihm ertheilten hohen Auftrages entledigt, 
benutzt er rc. rc.

Kopenhagen, den 17. April 1863. Unterz. Brenner, m. p.

Preußen hat bei dieser Gelegenheit plötzlich wieder anerkannt, 
daß ohne „Oestreich und den Bund" nichts auszurichten sei. Wäh
rend noch im Januar d. I .  der Ministerpräsident Preußens von 
„anderweiten Anlehnungen" sprach, hat er dem Herrn Twesten auf 
dessen Interpellation am 17. April d. I .  geantwortet, daß „die preu
ßische Regierung ihre Entschließungen in Gemei nschaf t  m i t  i h r e n  
deutschen Bundesgenossen  fassen werde, bei welchen sie sicher 
sei der vollsten Bereitwilligkeit zu gemeinsamer Wahrung der Rechte 
Deutschlands zu begegnen." Er hat erklärt, und zwar nicht bloS 
im eignen Namen, sondern im Namen  der Ne g i e r u n g ,  man 
sei von dem Grundsatz ausgegangen, daß „die Wahrung deutschen 
Rechtes in Holstein-Laueuburg und in  B e t r e f f  Sch l esw i gs  eine 
n a t i o n a l e  Eh r enp f l i c h t ,  zu deren Erfüllung der Bund in feiner 
Gesammtheit berechtigt und berufen sei, lind daß es sich empfehle, 
diese S o l i d a r i t ä t  De u t s c h l an ds  in allen Stadien der Ver
handlung zum Ausdruck zu bringen" rc. Es war diese Erklärung 
schon vor der Sitzung am 17. April festgestellt. Sie ward —  im 
Unterschiede zu den eptemporirteu Privatbemerkuugen des Minister
präsidenten — verlesen; auch sagte schon am 15. April die Kreuz-
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z ei tu n  g in ihrem Leitartikel über die //neuesten Schritte Dänemarks 
gegen Schleswig" Folgendes: „ W a s . . .  das Verfahren gegenüber 
diesem Vorgehen Dänemarks betrifft, so sind wir der Meinung, es 
komme jetzt in erster Neihe darauf an, nach allen Seiten hin mit 
vollster Sorgsamkeit die S o l i d a r i t ä t  zu sichern, welche seiner Zeit 
für die Sache der Herzogtümer eingetreten ist und die Abmahnungen 
mit dem Kopenhagen«: Gouvernement herb ei geführt hat. Also kein 
i s o l i r t e s  A u f t r e t e n  einer einzelnen deutschen Macht, sondern 
Schritt für Schritt das einmüthige Zusammenwirken Preußens ,  
Oest re ich s und des B u n d e s . "  Die Kreuzzeitungspartei scheint 
demnach ebenso wie die Regierung eingesehen zu haben, daß „ohne 
Oestreich und den Bund" nichts zu machen ist, aber auch von ganz 
anderer Seite, in der sogenannten katholischen Fraktion, hat man 
— wie sich übrigens von selbst versteht — ähnlich geurtheilt. Herr 
Nei chensperger  aus Köln wies darauf hin, wie Z/nach der eben 
vernommenen Erklärung eine Gemei nsamke i t  der H a n d l u n g e n  
der  beiden Großmächte wenigstens in dieser Frage erreicht sei." 
Und P l a ß m a n n  fügte hinzu, daß „die Schleswigsche Frage n u r  
durch die S o l i d a r i t ä t  deutschen B u n d e s  gelöst werden 
könne. Preußen sei n ich t im  S t ande ,  für Schleswig etwas zu 
thun, wenn  es nicht ganz Deutschland hinter sich habe."

Herr Twesten dagegen will die Frage erledigen auf Grund des 
neuen  Vö l ker rech t s .  Er beklagt die „Jsolrnrng Preußens," 
ja er behauptet, Preußen sei in derselben zu einem Kriege mit Däne
mark „völlig außer Stande;" er w ill sogar entgegentreten, wenn 
Preußen dennoch zu diesem Kriege zu schreiten beabsichtigen sollte; — 
aber auch nicht entfernt kommt es ihm in den S inn, die rechten 
M ittel zur Beseitigung dieser I  so l i  r u n g  ins Auge zu fassen. Die 
„ je tz t anerkannten völkerrechtlichen Grundsätze," von denen er spricht, 
was ist unter denselben zu verstehen?

Herr Twesten denkt wie es scheint an das sogenannte N a t i o -  
n a l i t ä t s p r i n c i p .  Er vergißt dabei, daß dieses grade in Skandi
navien eben so gut als anderswo, z .B . in Italien, gegen Deutsch
land zur Anwendung gebracht werden kann und gebracht wird. Er 
freilich wird behaupten, — wie ich es behaupte — : die Nationalität 
Schleswig-Holsteins sei deutsch; wenn man aber einmal das Princip 
des Rechts der Stärke au die Stelle der S t ä r k e  des Rechts 
gesetzt hat — wie unter Anderm G a r i b a l d i  es aussprach, und
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bie K l e i n deutsch en es be j ube l t en  — bann kommt es nicht 
mehr auf bas au, was Herr Twesteu über diese Nationalität sagt, 
sondern auf das, was Dä n e m a r k  als Vorposten von Frankreich rc. 
darüber erklärt. Die Sache der Herzogtümer regeln zu wollen auf 
Grundlage der erst „je tzt allerkannten völkerrechtlichen Grundsätze," 
wie solche Herr Twesteu anfzufassen scheint, faim daher nur zum Ver- 
derbeil führen. Glücklicher Weise bleibt Herr Twesteu dabei nicht 
stehen. Er sagt vielmehr im Verlaufe seines Vortrags: Gegenwärtig 
ist durch den Erlaß vom 30. März ein Verfassnngsbruch erfolgt, der 
jede A r t  von I n t e r v e n t i o n  rechtfertigen würde." Das ist sehr 
richtig. Wenn er dann aber meint, daß die „Dänen schwerlich im 
jetzigeil Augenblick den flagranten Verfassnngsbruch würden gewagt 
Haben, wenn sie nicht glaubten, daß Preußen  grade jetzt außer 
Stande sei, jene Rechte geltend zu mache«,"  und dabei auf deu Cou- 
flict des Ministeriums mit dem Abgeorduetenhause deutet, so glaube 
ich, daß welliger „der Widerspruch der (preußischen) Regierung mit 
dem eigenen Lande" als vielmehr die ungeeignete Stellung des 
ganzen Prenßens zu „Oestreich und dem deutschen Bunde" es ist, 
welche den Dänen diesen Mnth giebt. Ich werde in dieser Meinung 
bestärkt durch die folgenden Worte aus „Flyvepvsten." Dieses Copen
hagener B la tt bespricht — bereits am 8. April —  in einem längeren 
Artikel die wahrscheinlichen Folgen der Verordnung vom 30. März 
und kommt dabei zu folgendem Resultat:

„Deutschland wird um so weniger Anstand nehmen, für die Herzogtümer 
aufzutreten, als ihm jetzt w i rk l ich  A n l a ß  gegeben ist, für sie Partei zu ergrei
fen. W ir werden es aber diesmal nicht m it Preußen sondern m i t  Oestreich 
zu thun haben. P r e u ß e n i st p h y s i s ch u n d m o r a l i sch m a t t ; wollte es die 
Waffen für die Herzogtümer ergreifen, so würde es leicht sein, seine Absichten 
au f  den K i e l e r  H a fen  und seine ü b r i g e  R ä u b e r p o l i t i k  (schreibt 
„Flyveposten") zu verdächtigen, und es würde uns nicht schwer fallen, die europäische 
Diplomatie für uns zu gewinnen. Ganz  anders  ist es, wenn Oestreich 
a u f t r i t t ;  Oestreich war bisher eine befreundete Regierung, es hat in Deutsch
land Popularität gewonnen, und würde es uns sehr schwer machen Alliirte zu 
finden. E n g la n d  ist durch die Antwort des Herrn Hall auf Lord Rusiels 
Depesche so vor den Kopf geschlagen, daß wir es nicht wagen können dort Hülfe 
zu suchen; R u ß l a n d  ist durch den polnischen Ausstand ohnmächtig, Frankreich 
hat sich bisher nicht zu unseren Gunsten geäußert, und Schwedens Hülfe ist 
mindestens zweifelhaft. Es kann sich daher Niemand verbergen, daß wir einer 
sehr ernsten Z e i t  entgegen gehen."
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Herr Twesten könnte durch diese Besorgnisse des dänischen B la t
tes sich Hinweisen lassen auf das, was Noth thut. Aber Herr 
Twesten thut Nichts, um die Stellung Preußens zu Oestreich 
l ind dem B u n d e  zu verbessern. Im  Gegeutheil, er thut, als ob 
Preußen und zwar Preußen allein es sei, dessen Interessen und 
Rechte durch Dänemark verletzt werden mit) erklärt trotzdem gleich
zeitig, Preußen sei „völlig außer Stande" einen Krieg mit Däne
mark zu führen. Dennoch aber verlangt er einen „entschiedenen  
Schritt." N ur freilich, dieser „Schritt" soll kein Schritt nach N or
den, soll am allerwenigsten ein K r i e g  sein. Er schließt mit dem 
Wunsche, der Herr Ministerpräsident möge einen „derartigen Schritt 
in Aussicht stellen." W ar überhaupt S in n  und Verstand in dieser 
Rede, so konnte sie wohl nur heißen: nicht gegenwärtig, sondern erst 
unter dem künftigen gr oßpr eußi schen Ministerium soll Preußen 
Krieg führen, und dann „ f r e i e  H a n d "  haben; jetzt dagegen soll 
cs —  Phrasen drechseln. Aber das künftige Grvßpreußen wäre 
Kleindeutschland — und ist Preußen schon jetzt, also im B u n d e  
m i t  den M i t t e l s t a a t e n  und  Oestreich,  „außer Stande," Krieg 
mit Dänemark zu führen, so wird es als „Grvßpreußen" und Feind 
Süddeutschlauds ganz  sicher dazu „ a u ß e r  S t a n d e "  sein. 
Außerdem aber, wann ist dies Grvßpreußen fertig? Sollen, bis es 
fertig ist, die Schleswig-Holsteiner warten?*)

*) Deutlicher als Herr Twesten hat sich in einer am 10. M ai zu Hildesheim abge- 
haltencn Versammlung des N a t i o n a l v e r e i n S (Vergl. Hilbesf). Ztg. Nr. 111) Herr 
Baurmeister ausgespiochen. „Von einem Kriege wurde wenig gehofft" — „Oestreich werde 
auf die Seite D ä n e m a r k s  sich stellen" —  „in  einem Kriege des deutschen Bu n d e s  
werde Preußen f eh l en^  — „Redner versprach sich einzig Heil von einem allscitigen A n 
schlüsse an den N  a t i  o na l v e r ei n, der die deutsche Re i c hs v e r s as s ung  und 
die Gr un d r e c h t e  auf seine Fahne geschrieben habe. S e i e n  diese er rei cht  so 
sei  De u t s c h l a nd  g r oß  u nd  mächt i  g."

Das Organ der Partei, die „Ztg. f. Norddeutschland" Nr. 4377 referirt ganz ähnlich : 
„N ur ein einiges, durch eine kräftige Centralgewalt vertretenes, a l so n u r  ein a u f  dem 
B o d e n  der  Re i c h s v e r s a s s u n g  von  1 8 4 9  neu an ( gebaut es ,  Deutschland 
kann Schleswig-Holstein befreien; daher ,  wer Schleswig-Holstein nicht verloren geben 
will, strebe m it  dem N a t i o n a l v e r e i n  f ü r  die Re i c h s v e r f a s s u n g  von 1849."

Zur Beruhigung des Publicums füge ich übrigens hinzu, daß, als ein Vereinsmitglied 
wünschte, Versammlungen wie die ain 10. M ai häufig wiederholt zu sehen, und der Präsi
dent diesen Antrag den Berufern der Versammlung zur Erwägung vorstellte, „Herr Baur
meister wegen der g e r i n g e n  B e t  H e i l i g u n g  wenig Lust zeigte, da bei der Wichtigkeit 
der Sache in einer Stadt wie Hildeshcim Kopf an Kops hier hät t e stehen müssen.  
Er machte darauf aufmerksam, daß die M  i t t w o ch S versam ml u n g en d e s  N a t i o n a l 
verei ns bis auf Weiteres ausgesetzt seien."

Ich werde mich nicht wundern, wenn demnächst der ganze Nationalverein „bis auf 
Weiteres" ausgesetzt wird und in dieser Erwartung habe ich das Obige nur angeführt als 
ein Monument der Bierbankspolitik, welche tr in seinen Versammlungen betrieben hat.

Ha n n o v e r ,  den 14 Mai.
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Nicht viel besser sind die Nathschläge des Herrn von Roggen
bach. Dieser Minister tadelt die hannoversche Regierung, daß sie 
am Bunde eine Erklärung abgegeben, deren Hauptzweck dahin ge
richtet sei, die Verträge von 1851 und 1852 aufrecht zu erhalten 
und Dänemark eine Frist zur Erfüllung der übernommenen Verbind
lichkeiten zu ertheilen. Er fügt hinzu, „der Standpunkt der groß
herzogl ichen Regierung sei der, die Verträge von 1851 und 1852 
als h i n f ä l l i g  zu betrachten." Nun, das ist ja grade das, was 
Dänemark  g ethan hat. Aber was soll, m it Er f o l g ,  nun weiter 
gescheheil? Das sagt uns Herr voll Noggenbach nicht. Daß Deutfch- 
land „die Verpflichtung habe, der Nachwelt die deutsche Ehre makellos 
zu erhalten," darail wird wohl kein Mitglied des deutschen Bundes, 
,lnd am wenigsten die hannoversche Regierung zweifeln; grade 
deswegen aber, weil für diese „deutsche Ehre" mit Redeilsarten und 
Gemeinplätzen am allerwenigsten allsgerichtet wird, grade deshalb hat, 
so glauben wir, die hannoversche Regierung ihren Antrag gestellt — 
Oestreich und Preußen die identische Note erlassen. Daß Hanno
ver damit ans das „alte Recht Schleswig-Holsteins" nicht verzichtet, 
das beweist die Lesung seines Antrags am Bunde; daß auch Oestreich 
und Preuße» es nicht gethan, das beweisen in ihrer Note die Worte, 
in welche» diese beiden Mächte „alle aus die Vereinbarllngeu vou 
1852 oder auf  i rgeud welchen anderen Gr und l a g e»  
beruhenden Rechte und Ansprüche bundesrechtlicher und völker
rechtlicher Natur ausdrückl ich wahren. "  Wenn holsteinische 
Volksversammlungen die Beseitigung jenes Tractats mit Freuden be
grüßen würden, so kann man das dabei zu Grunde liegende Gefüh l  
ehren — Staatsmänner aber haben nicht bloß ihre Gefühle, sondern 
mich die Folgen ins Auge zu fassen, die eintreten, sobald sie diesen 
Gefühlen Raum geben.

Die völlige Zurückführnng der dänischen Monarchie in den 
Zustand vor 1848 ist unmöglich. Und zwar deswegen, weil weder 
England, noch Rußland, noch Frankreich jemals die Hand dazu bie
ten würden, die absolute Monarchie oder die Despot i e  dort 
wieder einzuführen. Hätten sie an sich auch im Herzen nichts gegen 
diese Form der Staatsverfassnng, sie würden doch den bösen Schein 
vermeiden wollen. Das traurige Loos der Herzogthümer aber besteht 
— wie wir vorhin gesehen — seit jener Zeit darin, daß, während 
früher sein Herzog vom König Dänemarks nur durch die Identität *



39

der Person abhängig, dieser letztere aber von einem dänischen Reichs
tag vollkommen unabhängig — weil absolut — war, jetzt, durch 
die konstitutionelle Verfassung Dänemarks, an die Stelle des holstei
nischen Herzog— Königs der dänische Reichstag,  beziehungsweise 
die Copenhagener  Presse getreten ist. S o ll dieses Neue in 
Copenhagen bleiben — und die Dänen werden es behalten, die Groß
mächte im Wesentlichen es schützen wollen — so handelt es sich aller
dings auch iu den Herzogthümern um etwas Neues; welches dieses 
sei, das kann erst die Sache k ü n f t i g e r  V e r t r äg e  sein — bis 
diese abgeschlossen, genügt vollkommen die Wahrung aller „auf dm 
Vereinbarungen von 1852 oder i rgendwelchen andern G rund
lagen beruhenden Rechte." Diese Wahrung aber ists, die Oestreich 
und Preußen aussprachen, die Hannover näher festgestellt hat. Daß, 
wenn Dänemark dabei bleibt, den an dasselbe gestellten Forderungen 
binnen 6 Wochen nicht Nachkommen zu wollen, die Execu t i on  
ein t r e ten muß — das betrachten wir dabei als selbstverständlich.

W ir haben demnach in unfern zwei ersten Anträgen ausge
sprochen:

1) „Der großdeutsche Verein erkennt in dem Vorgehen Dänemarks, welches 
eine völlige Trennung Schleswigs von Holstein herbeiführen und ersteres zu einer 
dänischen Provinz machen will, eine wesent l i che B e e i n t r ä c h t i g u n g  der 
Rechte Deutschl ands.

2) Der großdeutsche Verein spricht die Erwarterung aus, daß alle deutschen 
Negierungen und insbesondere auch die hannoversche Regierung diesem Vorgehen 
energisch entgegentreten werden, anerkennt mit Dank die Schritte, welche zu 
diesem Zwecke bereits geschehen sind, und wird aus voller Ueberzeugung die Be
strebungen unterstützen, welche die von Dänemark gefährdeten deutschen Rechte in 
Schleswig-Holstein zu schützen geeignet sind."

W ir sprechen in diesen Worten den Regierungen den Dank aus 
für Das, was Dänemark gegenüber seit dem 30. März von ihnen 
gethan ist; aber wir sprechen gleichzeitig aus, daß wir die feste E r
wartung hegen, es werde hinter dem Worte die That nicht znrück- 
stehen. Freilich man hat uns nachgesagt: auch wir suchten Aufschub. 
Man hat allsgesprochen, so wie der Nationalvereiu, der Fortschritt, 
das Großprellßellthum — der Verein wechselt je nach den Zeitver
hältnissen seinen Namen — warten wolle mit der Rettung Schleswigs, 
bis die Neichsverfassung von 1849 zur Geltung gebracht und der 
nordische Kaiser geboren sei, so wollten auch wir warten, bis bit
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Bnndesreform vollendet sei. So beabsichtigten mich wir, bis dieses 
geschehen, die Rechte Schleswigs nach wie vor preiszngeben. Das 
ist Verleumdung. W ir haben vorhin gesehen, wie die kleindentsche 
Politik — repräsentirt in einem von den fleht deutschen Geschichts
fabrikanten fortwährend gepriesenen König, der sich sogar rühmt, fü r  
Frankeich gearbeitet, fü r Frankreich deutschen Boden gerettet zu 
haben — zu früheren Verlusten deutschen Bodens sich stellt; auch 
die heutige kleindentsche Partei mit ihren socialen Reformplanen, 
mit ihrer unpatriotischen Schwärmerei für f remde Nationalitäten, mit 
ihrem übelangebrachten Cosmopol i t entum ist unfäh ig , Dentsch- 
lands Grenzen zu schützen. Meinte sie es überhaupt ehrlich, dann 
mußte sie im Jahre 1859 die deutsche Begeisterung nicht verhöhnen; 
dann mußte schon damals sie einsehen, daß nicht bloß der Rhein, 
sondern daß auch di e E id  er am P v v er th ei d i gt  ward; —  sie 
hat das Gegentheil gethan.

Uns dagegen ist jede Scholle deutschen Bodens heilig. W ir — 
die Großdentschen — sind es, die da atlftreten, ausgetreten sind und 
mtftreten werden für die äußersten Vorposten deutscher Sitte in Ost 
und West, in Süd und Nord. Nicht mit der Größe und Macht 
f remder  Nationalitäten berauscben wir uns, u n s e r e  Gefühle 
gelten dem eignen Vaterland. Nicht socialen Abenteuerlichkeiten trach
ten wir nach, sondern einfach Ausfuhren wollen wir unsere n a t i o 
nale Pf l i cht .

W ir erwarten deshalb von den deutschen Regierungen die ent
schiedenste Energie.

W ir erwarten, daß das einmüthige Deutschland gleichzeitig 
nach außen und nach innen offenbaren wird seine ganze Macht.

W ir erwarten, daß dieses e i n m ü t h i g e  Deut sch land  dag 
nördlichste Land deutscher Zunge retten wird vor dänischer Vergewal
tigung durch Fe r n  Ha l t ung  der I n c o r p o r a t i o n .

Und wir erwarten auch, daß es selbst bald dastehen wird in ver
jüngter  Gestal t durch Verwirklichung der oben dargestelltett

N ef o r m .
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